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Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
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des Landes Nordrhein~Westfalen 
Der Minister 

Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtsc~aft, Natur- und Verbraucherschutz NRW - 40190 Düsseldort 

Präsidentin des Landtags 
Nord rhein-Westfalen 
Frau Carina Gödecke MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. WAHLPERiODE 

V RLAGE 
16/907 

älle Abg. 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesjagdgesetzes 
und zur Änderung jagdlicher Vorschriften 
(Kleine Novelle Landesjagdgesetz) 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

gemäß der "Vereinbarung zwischen Landtag und Landesregierung 
über die Unterrichtung des Landtags durch die Landesregierung" über­
sende ich den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesjagd­
gesetzes und zur Änderung jagdlicher Vorschriften (Kleine Novelle 
Landesjagdgesetz) mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des 
Landtags. 

Die Landesregierung beabsichtigt, zu diesem Entwurf den Kommuna­
len Spitzenverbänden und anderen Verbänden Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben. Das Anschreiben an die Verbände ist als Anlage 
ebenfalls beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

nes Remmel 

Johannes Remmel 
29.05.2013 
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111-7/111-6-92.12.00.01 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Stand: 22.05.2013 

Gesetz zur Änderung des Landesjagdgesetzes und zur Änderung jagdlicher Vor­

schriften 

AProblem und Regelungsbedarf 

1. Jagdabgabe 

Die Jagdabgabe wird von ca. 80.000 Jagd- und Falknerjagdscheininhabern als Son­

derabgabe auf Grundlage des § 57 Absatz 2 LJG-NRW zur Förderung des Jagdwe­

sens erhoben. Das Aufkommen aus der Jagdabgabe wird überwiegend für Maßnah­

men auf Grundlage der "Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus den 

Mitteln der Jagdabgabe" und für anteilige Kosten der Forschungsstelle für Jagdkunde 

und Wildschadenverhütung eingesetzt. Bis zum Ende des Jahres 2012 wurde das Auf­

kommen außerdem für eine Verwaltungskostenpauschale für die Wahrnehmung von 

Aufgaben der oberen Jagdbehörde verwendet. Von der geltenden Regelung des §57 

Absatz 3 Nr. 3 LJG-NRW, auch noch im Jahr 2013 die obere Jagdbehörde aus der 

Jagdabgabe zu finanzieren, wird aus nachstehenden Gründen kein Gebrauch ge­

macht. 

Gegen die Heranziehung zur Jagdabgabe hatten einzelne Jagdscheininhaber verwal­

tungsgerichtliche Klage eingelegt. Im Rahmen eines Erörterungstermins gab der 9. Se­

nat des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen im August 2012 

den (nicht entscheidungserheblichen) rechtlichen Hinweis, dass er derzeitige Regelun­

gen der nord rhein-westfälischen Jagdabgabe im Hinblick auf Anforderungen des Bun­

desverfassungsgerichts an Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion für verfassungs­

rechtlich bedenklich halte. Sämtliche Vorschriften, die sich mit der Jagdabgabe befas~ 

sen, bedürfen daher einer Überprüfung und ggf. Korrektur. 

2. Struktur der Jagdbehörden 

Die obere Jagdbehörde nimmt verschiedene hoheitliche Aufgaben auf dem Gebiet des 

Jagdrechts wahr und führt die Sonderaufsicht über die unteren Jagdbehörden. Die 

Aufgaben der oberen Jagdbehörde wurden dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW 

(Landesbetrieb) mit dem Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-
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Westfalen vom 2. Dezember 2006 ,(GV. NRW. S. 622) mit Wirkung vom 1. Januar 2007 

an übertragen. Mit dresem Gesetz wurden dem Landesbetrieb außerdem die Aufgaben 

der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung übertragen. Diese Zu­

ordnung hat sich nicht bewährt. Die eingestellte Finanzierung der oberen Jagdbehörde 

aus der Jagdabgabe soll daher zum Anlass für eine Straffung der Struktur der Jagdbe­

hörden in Nordrhein-Westfalen genommen werden. 

B Lösung 

1. Änderung der Vorschriften über die Jagdabgabe 

Die historisch begründete Finanzierung der oberen Jagdbehörde aus dem Aufkommen 

der Jagdabgabe entfällt. Da die obere Jagdbehörde eine hoheitlich tätige und staatliche 

Aufsichtsbehörde ist, ist ihre Finanzierung aus Haushaltsmitteln sicher zu stellen. Im 

Vorgriff auf eine Streichung der Regelung in § 57 Absatz 3 Nummer 3 LJG-NRW wer­

den seit Beginn des Haushaltsjahres 2013 keine Mittel mehr aus der Jagdabgabe für 

die Finanzierung der oberen Jagdbehörde zur Verfügung gestellt. 

Außerdem wurde die bisherige annähernde Vollfinanzierung der Forschungsstelle für 

Jagdkunde und Wildschadenverhütung aus dem Aufkommen der Jagdabgabe mit Be­

ginn des Haushaltsjahres 2013 eingestellt. Nach einer aufgabenkritischen Überprüfung 

wurde der in § 53 LJG-NRW enthaltene ~ufgabenkatalog überarbeitet und enthält nur 

noch Aufgaben, die sich der Finanzierungsverantwortung der Jagdabgabepflichtigen 

eindeutig zuordnen lassen. 

Im Rahmen der gesetzlichen Neuregelung wird der vom OVG NRW als zu unbestimmt 

beanstandete Zweck zur Erhebung der Jagdabgabe als Sonderabgabe konkretisiert 

und durch einen abschließenden Katalog von Verwendungsbeispielen ergänzt, für die 

eine Finanzierungsverantwortung der Jagdabgabepflichtigen besteht und Gruppennüt­

zigkeit vorliegt. Parallel zur Vorbereitung des vorliegenden Gesetzentwurfs wurden au­

ßerdem die "Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus den Mitteln der 

Jagdabgabe" neu gefasst, um eine gruppennützige Verwendung der Jagdabgabe be­

reits zu Beginn der Förderperiode 2013 zu gewährleisten. 

2. Umwandlung der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung 

Die eingestellte Finanzierung der oberen Jagdbehörde 'aus der Jagdabgabe wird zum 

Anlass genommen, die Behördenstruktur weiter zu straffen und die bisher dreistufig 

organisierte Jagdverwaltung in eine zweistufige Jagdverwaltung umzuwandeln. Die 

Mittelinstanz entfällt künftig. Hierzu werden die bisherigen Aufgaben der oberen Jagd­

behörde, bei denen es sich um Grundsatzentscheidungen von landesweiter Bedeutung 

handelt, auf die oberste Jagdbehörde übertragen. Andere Aufgaben, die dem operati­

ven Geschäft zuzuordnen sind, werden auf die unteren Jagdbehörden übertragen. 
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Die bisherigen hoheitlichen Aufgaben der oberen Jagdbehörde "Durchführung der Falk­

nerprüfung" und "Verwaltung der Verwendung der Jagdabgabe für Maßnahmen zur 

Förderung und Weiterentwicklung des Jagdwesens" werden auf das Landesamt für 

Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (Landesamt) übertragen. Außerdem werden 

dem Landesamt die Aufgaben der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschaden­

verhütung übertragen. Der Landesbetrieb Wald und Holz NRW nimmt künftig keine 

jagdbehördlichen Aufgaben mehr wahr. 

Die Umwandlung in eine zweistufige Jagdverwaltung erfolgt durch Änderung des Lan­

desjagdgesetzes. Die mit der Umwandlung verbundenen Aufgabenübertragungen und 

Zuständigkeitsänderungen werden im Rahmen eines Artikelgesetzes vorgenommen, 

das neben den notwendigen gesetzlichen Regelungen auch die unmittelbar dadurch 

veranlassten Änderungen von Rechtsverordnungen in den Grenzen der jeweiligen Er­

mächtigungsgrundlagen beinhaltet. 

C Alternativen 

Keine 

D Kosten 

1. Änderung der Vorschriften über die Jagdabgabe 

Durch die verfassungsrechtlich notwendige Trennung von staatlichen Aufgaben und 

Aufgaben, für die eine Finanzierungsverantwortung der Jagdabgabepflichtigen besteht, 

faUen seit Beginn des Haushaltsjahres 2013 höhere Kosten als bisher für den Landes­

haushalt an. Dies sind 100.000 Euro für die Verwaltungskostenpauschale 2013 der 

oberen Jagdbehörde und rd. 240.000 Euro für den Landesanteil der Kosten der For­

schungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung. Die erforderlichen Mittel wer­

den aus dem Haushalt für den Geschäftsbereich des MKULNV erbracht. 

2. Umwandlung der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung 

Die Umwandlung der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung ist für das Land 

kostensparend, da sich durch den Wegfall einer Behördenstufe der interne Abstim­

mungsbedarf verringert und Verwaltungsabläufe schneller und effizienter werden. Die 

durchgeführte Konnexitätsprüfung ist zu dem Ergebnis gekommen, dass durch die 

Übertragung einzelner Aufgaben der oberen Jagdbehörde auf die unteren Jagdbehör­

den nur unwesentliche finanzielle Mehrbelastungen der Kommunen entstehen (siehe 

hierzu auch Begründung zu F.) 

E Zuständigkeit 

Seite 3 von 66 



Federführend zuständig innerhalb der Landesregierung ist das Ministerium für Klima­

schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz. Beteiligt sind die 

Staatskanzlei, das Finanzministerium und das Ministerium für Inneres und Kommuna­

les. 

F Auswirkung auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 

Die Selbstverwaltung der Kommunen wird gestärkt, da diese künftig erweiterte Ent­

scheidungskompetenzen im Bereich des Jagdwesens haben werden. Die finanziellen 

Auswirkungen auf die Gemeinden und Gemeindeverbände sind unwesentlich. Die 

Kreise und kreisfreien Städte nehmen bereits jetzt Aufgaben auf dem Gebiet des 

Jagdwesens als Sonderordnungsbehörden (untere Jagdbehörden) wahr. Alle Aufgaben 

der oberen Jagdbehörde, die mit Inkrafttreten des Gesetzes auf die unteren Jagdbe­

hörden übertragen werden, sind nicht neu und ändern sich auch nicht im Hinblick auf 

die Intensität. Bei den unteren Jagdbehörden fällt bereits derzeit durch Stellungnahmen 

und Berichte an die obere Jagdbehörde sowie durch Abstimmungen ein entsprechen­

der Arbeitsaufwand für diese Aufgaben an. Künftig entscheiden die unteren Jagdbe­

hörden eigenverantwortlich. Da es· sich um gebührenpflichtige Amtshandlungen han­

delt, für die TarifsteIlen eingerichtet sind, verbleibt die Einnahme künftig bei den unte­

ren Jagdbehörden. 

G Finanzielle Auswirkung auf die Unternehmen und private Haushalte 

Keine. Die Jagdabgabe soll weiterhin in der bisherigen Höhe erhoben werden. Dies 

wird sichergestellt durch die Neufassung der gesetzlichen Regelung zur Jagdabgabe in 

Zusammenhang mit einer Änderung der Verordnung über die Jagdzeiten und die 

Jagdabgabe mit Bestätigung der geltenden Abgabenhöhe. 

H Befristung 

Eine Befristung des Artikelgesetzes wird nicht vorgenommen, da die enthaltenen Ände­

rungen und Neuregelungen dauerhaft erforderlich sind. Zugleich werden im Rahmen 

des Artikelgesetzes die Verordnung über die Jagdzeiten und die Jagdabgabe sowie die 

Laridesjagdgesetzdurchführungsverordnung entfristet. Diese Regelwerke gehören zu 

den Stammvorschriften des Jagdrechts in Nordrhein-Westfalen und sind daher dauer­

haft erforderlich. Die Befristung des Landesjagdgesetzes bleibt im Hinblick auf dessen 

geplante inhaltliche Überarbeitung zunächst erhalten. 
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349 

Gesetz zur Änderung des Landesjagdgesetzes und zur Änderung jagdlicher Vor­

schriften 

Vom Tag/Monat/2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Das Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 

7. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch Arti­

kel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 876), wird wie folgt geän­

dert: 

1. In § 2 Satz 1 werden die Wörter "Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt­

schaft und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für das Jagdwesen zuständige Minis­

terium", das Wort "angepaßten" durch das Wort "angepassten" und die Angabe "Abs." 

durch das Wort "Absatz" ersetzt. 

2. In § 3 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort "obere" durch das Wort "oberste" ersetzt. . 

3. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Angaben "Abs." jeweils durch das Wort "Absatz" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort "oberen" durch das Wort "obersten" ersetzt. 

4. § 19 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden das Wort "obere" durch das Wort "untere" und die Angabe "Abs." 

durch das Wort "Absatz" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter "Sie entscheidet ferner" durch die Wörter "Die oberste 

Jagdbehörde entscheidet" und die Angabe "Abs." durch das Wort ,Absatz" ersetzt. 

5. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort "oberen" durch 'das Wort "unteren" ersetzt. 
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b) In Absatz 2 wird das Wort "obere" durch das Wort "oberste" ersetzt. 

6. In § 22 Absatz 6 und 14 wird jeweils das Wort "obere" durch das Wort "oberste" er­

setzt. 

7. In § 24 Absatz 2 und 3 wird jeweils das Wort "obere" durch das Wort "untere" ersetzt. 

8. In § 29 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort "oberen" durch das Wort "unteren" ersetzt. 

9. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird jeweils das Wort "oberen" durch das 

Wort "unteren" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 und in Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort "sind" jeweils die 

Wörter "und die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung ihr Ein­

vernehmen erteilt hat" angefügt. 

10. § 46 wird wie folgtgefasst: 

,,§ 46 Jagdbehörden 

(1) Oberste Jagdbehörde ist das Ministerium. Es führt die Sonderaufsicht über die unte­

ren Jagdbehörden und ist zugleich oberste Sonderaufsichtsbehörde. 

(2) Untere Jagdbehörde ist der Kreis oder die kreisfreie Stadt als Kreisordnungsbehör­

de." 

11. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 

12. In § 50 wird jeweils das Wort "oberen" durch das Wort "obersten" ersetzt. 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort "gebildet" das Komma und die Wörter 

"der gleichzeitig Jagdbeirat der oberen Jagdbehörde ist" gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

14. § 53 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 53 
Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung 
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(1) Im Geschäftsbereich des Ministeriums wird die Forschungsstelle für Jagdkunde und 

Wildschadenverhütung (Forschungsstelle) geführt. 

(2) Die nachfolgenden Aufgaben der Forschungsstelle werden aus Mitteln der Jagdab­

gabe gefördert, soweit sie die Verhältnisse im Land Nordrhein-Westfalen besonders 

berücksichtigen: 

1. Die Erforschung 

a) der Lebens- und Umweltbedingungen des Wildes, 

b) der Wildkrankheiten sowie der Möglichkeiten ihrer Bekämpfung, 

c) von neuen Möglichkeiten der Jagdausübung auch zur Verhütung und Verminderung 

von Wildschäden und 

2. die Darstellung durch Wort, Schrift und Bild zur Verbesserung der Kenntnisse über 

das Jagdwesen und über das Wild und seine Lebensräume." 

15. § 57 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 57 
Gebühren, Jagdabgabe 

(1) Die Erhebung von Gebühren richtet sich nach den gebührenrechtlichen Vorschriften 

des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(2) Zur Förderung und Weiterentwicklung des Jagdwesens wird mit der Gebühr für den 

Jahresjagdschein und den Tagesjagdschein eine Jagdabgabe erhoben, die dem Lan­

desamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz zufließt. Das gilt für den Falknerjagd­

schein entsprechend. Wird ein Falknerjagdschein zusätzlich zu einem Jagdschein oder 

ein Jagdschein zusätzlich zu einem Falknerjagdschein erworben, wird die Abgabe nur 

einmal erhoben. Bei unterschiedlich hohen Abgaben ist die höhere Abgabe zu erhe­

ben. 

(3) Das Aufkommen aus der Jagdabgabe ist zweckgebunden zu verwenden zur Förde­

rung und Weiterentwicklung des Jagdwesens in Nordrhein-Westfalen für 

1. die Kosten der Forschungsstelle für die in § 53 Absatz 2 aufgeführten gruppennützi­

gen Aufgaben, 

2. Maßnahmen der jagdlichen Aus- und Fortbildung, jagdliches Schießwesen, Jagd­

gebrauchshundewesen, Fortentwicklung der Jagdtechnik und Jagdsicherheit sowie 

Schießtechnik, Lehrstätten und Lehrreviere, 

3. Maßnahmen der Erforschung, Erhaltung und Verbesserung der Lebens- und Um­

weltbedingungen des Wildes, 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Kenntnisse über das Jagdwesen und der Kennt­

nisse über das Wild und seine Lebensräume unter besonderer Berücksichtigung der 

Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen einschließlich Lehrmuseen und 

5. den mit der Verwendung der Jagdabgabe für Maßnahmen nach Nummern 2 bis 4 

verbundenen Verwaltungsaufwand . 
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(4) Das Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Landtag des Landes 

Nordrhein-Westfalen durch Rechtsverordnung die Höhe der Jagdabgabe bis zur Höhe 

der doppelten Gebühr für einen Jahresjagdschein für jedes Jahr der Geltungsdauer 

festzusetzen. " 

Artikel 2 

Änderung des LANUV-Errichtungsgesetzes 

§ 3 des LANUV-Errichtungsgesetzes vom 12. Dezember 2006 (GV. NRW. S. 622) wird 

wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Das Landesamt nimmt im Bereich der Umweltaufgaben die landesweit bedeutsa­

men hoheitlichen Aufgaben "Durchführung der Falknerprüfung" und "Verwaltung der 

Verwendung der Jagdabgabe für Maßnahmen nach § 57 Absatz 3 Nummern 2, 3 und 4 

Landesjagdgesetz" nach Maßgabe bestehender Zuständigkeitsvorschriften wahr. Die 

Aufgaben auf dem Gebiet der Falknerprüfung nimmt das Landesamt als Sonderord­

nungsbehörde im Sinne des § 12 Ordnungsbehördengesetz wahr." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die Jagdzeiten und die Jagdabgabe 

Die Verordnung über die Jagdzeiten und die Jagdabgabe vom 31. März 2010 (GV. 

NRW. S. 237) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Absatz 3 und § 3 wird jeweils das Wort "oberen" durch das Wort "unteren" er­

setzt. 

2. § 4 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4 

Jagdabgabe 

Die mit der Gebühr für den Jagdschein zu zahlende Jagdabgabe wird für jedes Jahr 

der Geltungsdauer des Jahresjagdscheins auf 45 Euro, für jedes Jahr der Geltungs­

dauer des Jahresfalknerjagdscheins und des Jahresjagdscheins für Jugendliche auf 
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22,50 Euro, für den Tagesjagdschein und für den Tagesfalknerjagdschein auf 12 Euro 

festgesetzt. " 

3. § 5 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung der Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung 

Die Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung vom 31. März 2010 (GV. NRW. S. 

238), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. November 2011 (GV. NRW. S. 564), 

wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Der Prüfungstermin für den schriftlichen Teil der Prüfung ist am Montag der letzten 

vollständigen Kalenderwoche im April eines jeden Jahres um 15 Uhr mit Ausnahme der 

Jahre, in denen dieser Montag ein Feiertag ist. In diesen Jahren ist der Prüfungstermin 

für den schriftlicher} Teil der Prüfung am Mittwoch der letzten vollständigen Kalender­

woche im April um 15 Uhr. Die unteren Jagdbehörden setzen die Prüfungstermine für 

die Schießprüfung und den mündlich-praktischen Teil der Prüfung fest und machen 

diese Termine zusammen mit dem Termin für die schriftliche Prüfung drei Monate vor­

her unter Angabe des Ortes der Prüfung ortsüblich bekannt." 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter "und der oberen" gestrichen und das Wort 

"sowie" durch das Wort "und" ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "oberen" durch das Wort "obersten" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort "obere" durch das Wort "oberste" ersetzt. 

3. § 6 Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

4. § 12 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 12 

Zuständigkeit 

Die Falknerprüfung ist beim Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 

(Landesamt) abzulegen." 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 werden die Wörter "Die obere Jagdbehörde" durch die Wörter "Das Lan­

desamt" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "von der oberen Jagdbehörde" durch die Wör­

ter "vom Landesamt" ersetzt. 

c) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter "Die obere Jagdbehörde" durch die Wörter 

"Das Landesamt" ersetzt. 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Wörter "Die obere Jagdbehörde" durch die Wörter "Das Lan­

desamt" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter "und der oberen Jagdbehörde" durch die Wör­

ter "Jagdbehörde und des Landesamtes" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter "der oberen Jagdbehörde" durch die Wörter 

"dem Landesamt" ersetzt. 

d) In Absatz 7 werden die Wörter "Die obere 'Jagdbehörde" durch die Wörter "Das Lan­

desamt" ersetzt. 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "bei der oberen Jagdbehörde" durch die Wörter "beim 

Landesamt" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter "Die obere Jagdbehörde" durch die Wörter 

"Das Landesamt" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter "von der oberen Jagdbehörde" durch die Wörter "vom 

Landesamt" ersetzt. 

8. In § 17 Absatz 1 werden die Wörter "die obere Jagdbehörde"durch die Wörter "das 

Landesamt" ersetzt. 

9. In § 18 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "von der oberen Jagdbehörde" durch die 

Wörter "vom Landesamt" ersetzt. 

1 O. In § 44 Absatz 1 und 2 werden jeweils die Wörter "Die obere Jagdbehörde kann" 

durch die Wörter "Die untere Jagdbehörde kann im Einvernehmen mit der Forschungs­

steIle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung" ersetzt. 

11. In § 46 Absatz 1 werden die Wörter "und mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer 

Kraft" gestrichen. 

ArtikelS 
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Änderung der Verordnung zur Durchführung des Landschaftsgesetzes 

In § 11 Absatz 1 Nummer 9 der Verordnung zur Durchführung des Landschaftsgeset­

zes vom 22. Oktober 1986 (GV. NRW. S. 683), zuletzt geändert durch Artikel VI des 

Gesetzes vom 19. Juni 2007 (GV. NRW. S. 226), wird das Wort "obere" durch das Wort 

"untere" ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung der Verordnung über den Nationalpark Eifel 

Die Verordnung über den Nationalpark Eifel vom 17. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 

823), zuletzt geändert durch Artikel 11 Nummer 11 des Gesetzes vom 26. Februar 2008 

(GV. NRW. S. 162), wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Absatz 2 werden die Wörter "Abs. 2 Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen 

(LJG-NRW)" durch die Wörter "Absatz 2 Landesjagdgesetz No~drhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung" und die Wörter ",geändert durch Gesetz vom 25. Sep­

tember 2001 (GV. NRW. S. 708), durch die obere" durch die Wörter "in der jeweils gel­

tenden Fassung durch die oberste" ersetzt. 

2. In § 20 Absatz 1 4. Spiegelstrich wird das Wort "oberen" durch das Wort "obersten" 

ersetzt. 

Artikel 7 

Fortführung der Verwaltungsverfahren 

Laufende Verwaltungsverfahren des Landesbetriebes Wald und Holz NRW aus dem 

Aufgabenbereich, der dem Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz ge­

mäß Artikel 2 übertragen worden ist, werden vom Landesamt fortgeführt. 

ArtikelS 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Die Artikel 3 bis 6 treten abweichend von Satz 1 zwei Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 
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Gegenüberstellung 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Gesetz zur Änderung des Landesjagd­

gesetzes Nordrhein-Westfalen und zur 

Änderung jagdlicher Vorschriften 

Artikel 1 

Änderung des Landesjagdgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Landesjagdgesetz Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekannt­

machung vom 7. Dezember 1994 (GV. 

NRW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S . 

. 876), wird wie folgt geändert: 

Auszug aus den geltenden Gesetzes­

bestimmungen 

Landesjagdgesetz Nordrhein­

Westfalen (LJG-NRW) 

§2 

Tierarten 

(Zu § 2 Abs. 2 BJG) 

1. In § 2 Satz 1 werden die Wörter "Minis- Das Ministerium für Umwelt und Natur­

terium für Umwelt und Naturschutz, Land- schutz, Landwirtschaft und Verbraucher­

wirtschaft und Verbraucherschutz" durch schutz (Ministerium) wird ermächtigt, im 

die Wörter "für das Jagdwesen zuständige Einvernehmen mit dem Landtag des Lan­

Ministerium", das Wort "angepaßten" des Nordrhein-Westfalen zur Erhaltung 

durch das Wort "angepassten" und die eines den landschaftlichen und landeskul­

Angabe "Abs." durch das Wort "Absatz" turellen Verhältnissen angepaßten, arten-

ersetzt. reichen und gesunden Wildbestandes 

durch Rechtsverordnung über die in § 2 

Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes aufge­

führten Tierarten hinaus weitere Tierarten 

zu bestimmen, die dem Jagdrecht unter­

liegen, und für diese Jagdzeiten festzu­

setzen. Für Federwild gilt dies nur nach 

Maßgabe der in Artikel 7 und 9 der Richt­

linie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 

1979 über die Erhaltung der wildlebenden 
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Vogelarten (AbI. EG Nr. L 103 S. 1) in der 

jeweils geltenden Fassung. 

§3 

Abrundung der Jagdbezirke 

(Zu § 5 BJG) 

(1) Grundflächen, die für sich allein eine 

ordnungsgemäße Ausübung der Jagd 

nicht gestatten, 'stellen die Verbindung zur 

Bildung eines Jagdbezirkes nur her, wenn 

sie weniger als 400 m lang und an der 

schmalsten Stelle mindestens 200 m breit 

sind. Diese Vorschrift findet auf Grundflä­

chen, die bei Inkrafttreten dieses Geset­

zes die Verbindung zwischen zwei ge­

trennt liegenden Gebieten eines Jagdbe­

zirkes herstellen, keine Anwendung. 

(2) Bei der Abrundung soll die Gesamt­

größe der Jagdbezirke möglichst wenig 

verändert werden; Möglichkeiten eines 

Flächenausgleichs sind auszuschöpfen. 

Wird durch die Anlage einer Straße oder 

einer ähnlichen Einrichtung die ordnungs­

gemäße Jagdausübung auf einer T eilflä­

che eines Jagdbezirkes unmöglich oder 

wesentlich erschwert, so kann die Teilflä­

che einem anderen Jagdbezirk auch dann 

angegliedert werden, wenn hierdurch die 

Gesamtgröße der Jagdbezirke erheblich 

verändert wird. Erfordernisse einer ord­

nungsgemäßen Hege und Jagdausübung 

müssen gewährleistet sein. Abrundungen, 

durch die ein Jagdbezirk seine gesetzli­

che Mindestgröße verliert, sind unzuläs­

sig. 

(3) Eine Abrundung von Jagdbezirken 

. darf nur auf Antrag einer beteiligten Jagd~ 

genossenschaft oder eines beteiligten 

Inhabers eines Jagdbezirkes vorgenom-
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men werden. Grundflächen, die zu kei­

nem Jagdbezirk gehören (Enklaven), 

können auch ohne Antrag von Amts we­

gen einem angrenzenden Jagdbezirk an­

gegliedert werden. Die Jagdbehörden ha­

ben übereinstimmenden Anträgen der 

Beteiligten stattzugeben, soweit die Vor­

aussetzungen für eine Abrundung vorlie­

gen. In laufende Pachtverhältnisse darf 

nur mit Zustimmung der Vertragsteile ein­

gegriffen werden. Vor der Entscheidung 

über eine Abrundung sind die zuständigen 

Jagdbeiräte (§ 51) zu hören. 

(4) Abrundungen von Jagdbezirken kön­

nen auf Antrag eines Beteiligten aufgeho­

ben oder geändert werden, soweit ihre 

Voraussetzungen nachträglich entfallen 

sind. Absatz 3 Sätze 4 und 5 finden An­

wendung. 

(5) Die untere Jagdbehörde entscheidet 

über die Abrundung der Jagdbezirke. Sind 

2. In § 3 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort mehrere untere Jagdbehörden örtlich zu­

"obere" durch das Wort "oberste" ersetzt. ständig, so bestimmt die obere Jagdbe­

hörde die zuständige untere Jagdbehör­

de. Ist auch eine Behörde eines anderen 

Landes zuständig, so kann die Landesre­

gierung mit der zuständigen Behörde des 

anderen Landes die gemeinsam zustän­

dige Behörde vereinbaren. 

§8 

Hegegemeinschaften 

(Zu § 10a BJG) 

(1) Aufgabe der Hegegemeinschaften ist 

es insbesondere, die Abschusspläne der 

einzelnen Jagdbezirke aufeinander abzu­

stimmen, gemeinsame Hegemaßnahmen 

durchzuführen und auf die Erfüllung der 
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Abschusspläne hinzuwirken. 

3. § 8 Absatz 2, wird wie folgt geändert: (2) Soweit es aus Gründen der Hege im 

a) In Satz 1 werden die Angaben "Abs." Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesjagdge­

jeweils durch das Wort "Absatz" ersetzt. setzes erforderlich ist, insbesondere in 

Bewirtschaftungsbezirken für Schalenwild 

(§ 22 Abs. 12), wirken die unteren Jagd­

behörden auf die freiwillige Bildung von 

b) In Satz 2 wird das Wort "oberen" durch Hegegemeinschaften hin. Sind mehrere 

das Wort "obersten" ersetzt. untere Jagdbehörden zuständig, so wird 

die zuständige Jagdbehörde von der obe­

ren Jagdbehörde bestimmt. 

(3) Ist die Bildung von Hegegemeinschaf­

ten für Schalenwild und vom Aussterben 

bedrohte Tierarten aus Gründen der Hege 

erforderlich und ist eine an alle betroffe­

nen Jagdausübungsberechtigten gerichte­

te Aufforderung der nach Absatz 2 zu­

ständigen Behörde ohne Erfolg geblieben, 

können Hegegemeinschaften von Amts 

wegen gebildet werden. 

(4) Das Verfahren zur Bildung einer He­

gegemeinschaft (Absatz 3) besteht aus 

einer einleitenden Versammlung, der Auf­

stellung eines Satzungsentwurfs und der 

Gründungsversammlung. Die Einzelheiten 

des Verfahrens sowie die Anhörung ande­

rer Behörden und Stellen regelt das Minis­

terium nach Anhörung des zuständigen 

Ausschusses des Landtags durch 

Rechtsverordnung. Die Rechtsverordnung 

kann vorsehen, daß die Stimmabgabe der 

Beteiligten durch eine schriftliche Erklä­

rung ersetzt wird. 

(5) Die Hegegemeinschaft entsteht mit 

der Genehmigung der Satzung durch die 

untere Jagdbehörde. Die Satzung ist von' 

den unteren Jagdbehörden, über deren 

Zuständigkeitsbereich sich die Hegege­

meinschaft erstreckt, öffentlich auszule­

gen. Die Genehmigung sowie Zeit und Ort 
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4. § 19 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

der Auslegung sind von der unteren 

Jagdbehörde ortsüblich bekanntzuma­

chen. Den Mitgliedern der Hegegemein­

schaft ist die Satzung mit dem Genehmi­

gungsvermerk zuzustellen. 

§ 19 

SachlicheVerbote 

(Zu § 19 BJG) 

(1) Verboten ist, Wild von Ansitzen aus zu 

erlegen, die weniger als 75 m von der 

Grenze eines benachbarten Jagdbezirks 

entfernt sind. Zur Vermeidung übermäßi­

ger Wildschäden kann die untere Jagdbe­

hörde Ausnahmen zulassen. Die Sätze 1 

und 2 gelten nicht, soweit die Jagdnach­

barn eine abweichende schriftliche Ver­

einbarung getroffen haben. 

(1a) Die Baujagd auf Füchse in der Zeit 

vom 1. März bis 15. Juni ist verboten. 

(2) Das Ministerium wird ermächtigt, nach 

Anhörung des zuständigen Ausschusses 

des Landtags durch Rechtsverordnung 

die Verbote des § 19 Abs. 1 des Bundes­

jagdgesetzes mit Ausnahme der Nummer 

16 zu erweitern oder aus besonderen 

Gründen einzuschränken. 

a) In Satz 1 werden das Wort "obere" (3) Die obere Jagdbehörde kann in Ein­

durch das Wort "untere" und die Angabe zelfällen die Verbote des § 19 Abs. 1 des 

"Abs." durch das Wort "Absatz" ersetzt. Bundesjagdgesetzes mit Ausnahme der 

Nummer 16 im Interesse der Volksge­

sundheit und der öffentlichen Sicherheit, 

im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt, 

zur Abwendung erheblicher Wildschäden, 

zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt 

sowie zu Forschungs- und Versuchszwe-

b} In Satz 2 werden die Wörter "Sie ent- cken zeitweise einschränken. Sie ent­

scheidet ferner" durch die Wörter "Die scheidet ferner über die staatliche Aner­

oberste Jagdbehörde entscheidet" und die kennung eines Fachinstituts im Sinne des 
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Angabe "Abs." durch das Wort "Absatz" § 19 Abs. 3 des Bundesjagdgesetzes. 

ersetzt. 

5. § 20 wird wie folgt geändert: 

(4) Die untere Jagdbehörde kann in Ein­

zelfällen die Nacht jagd auf Schalenwild 

zulassen, soweit dies zur Erfüllung des 

Abschussplanes oder zur Vermeidung 

übermäßiger Wildschäden erforderlich ist. 

(5) Das Ministerium wird ermächtigt, nach 

Anhörung des zuständigen Ausschusses 

des Landtags durch Rechtsverordnung 

die Verwendung bestimmter Fanggeräte, 

die den Anforderungen des § 19 Abs. 1 

Nr. 9 des Bundesjagdgesetzes nicht ge­

nügen, zu verbieten und die Vorausset­

zungen und Methoden der Fallenjagd zu 

bestimmen. 

(6) Die Jagd mit Bolzen oder Pfeilen ist 

auch auf anderes Wild als Schalenwild 

verboten. 

§20 

Örtliche Verbote 

(Zu § 20 Abs. 2 BJG) 

(1) Die Ausübung der Jagd in Natur­

schut:?:gebieten wird nach den Vorschrif­

ten des Landschaftsgesetzes im Land­

schaftsplan oder in der ordnungsbehördli­

chen Verordnung geregelt. Die zuständige 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort "obe- Stelle bedarf hierzu des Einvernehmen$ 

ren" durch das Wort "unteren" ersetzt. mit der oberen Jagdbehörde. § 7 des 

Landschaftsgesetzes findet entsprechen­

de Anwendung. 

b) In Absatz 2 wird das Wort "obere" (2) Die obere Jagdbehörde kann die Aus-

durch das Wort "oberste" ersetzt. übung der Jagd in Wildschutzgebieten 

und in Nationalparken im Einvernehmen 

mit der zuständigen höheren Land­

schaftsbehörde durch ordnungsbehördli­

che Verordnung regeln, die im Amtsblatt 

der zuständigen Bezirksregierung zu ver­

öffentlichen ist. 
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§ 22 

Abschussregelung 

(Zu § 21 BJG) 

(1) Der Jagdausübungsberechtigte hat 

der unteren Jagdbehörde einen Ab­

schussplan für Schalenwild, ausgenom­

men Schwarzwild, sowie für Auer- und 

Birkwild, zahlenmäßig getrennt nach 

Wildarten und Geschlecht, bei männli­

chem Schalenwild auch nach Klassen, 

einzureichen. Der Abschussplan ist je­

weils zum 1. April des Jahres, in dem der 

bisherige Abschussplan ausläuft, einzu­

reichen. § 21 Abs. 7 Satz 2 bleibt unbe­

rührt. 

(2) Der Äbschussplan für Rehwild wird mit 

einer Geltungsdauer von drei Jagdjahren, 

der Abschussplan für anderes Schalen­

wild, ausgenommen Schwarzwild, sowie 

für Auer- und Birkwild mit einer Geltungs­

dauer von einem Jagdjahr bestätigt oder 

festgesetzt. Beim Abschussplan für Reh­

wild ist in der Regel ein Drittel des Ge­

samtabschusses jährlich zu erfüllen. Ab­

weichungen bis zu 30 v. H. im einzelnen 

Jahr sind zulässig, jedoch im Rahmen des 

Gesamtabschusses auszugleichen. 

(3) Ein Abschussplan, den der Jagdaus­

übungsberechtigte fristgerecht eingereicht 

hat, ist von der unteren Jagdbehörde 

nach Anhörung der unteren Forstbehörde 

zu bestätigen, wenn 

a) der Abschussplan den jagdrechtlichen 

Vorschriften entspricht, 

b) der Jagdbeirat (§ 51) zugestimmt hat, 

c) bei verpachteten Jagdbezirken der Ab­

schussplan im Einvernehmen mit dem 

Verpächter aufgestellt worden ist und 

d) innerhalb von Hegegemeinschaften die 

Abschusspläne aufeinander abgestimmt 
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und im Einvernehmen mit den Jagdvor­

ständen der Jagdgenossenschaften und 

den Inhabern der Eigenjagdbezirke auf­

gestellt worden sind. 

(4) Liegen die Voraussetzungen nach Ab­

satz 3 nicht vor oder ist insbesondere be­

reits eingetretenen oder zu erwartenden 

Wildschäden nicht hinreichend Rechnung 

getragen, so wird der Abschussplan durch 

die untere Jagdbehörde nach Anhörung 

der unteren Forstbehörde im Einverneh­

men mit dem Jagdbeirat festgesetzt. Die 

Festsetzung hat so zu erfolgen, daß eine 

nachhaltige Verringerung des Wildbe­

standes auf eine tragbare Wilddichte ge­

währleistet ist. Die Wild- und Wildscha­

densverhältnisse in benachbarten Jagd­

bezirken sind angemessen zu berücksich­

tigen. 

(5) Die in bestätigten oder festgesetzten 

Abschussplänen für weibliches Schalen­

wild, für Kälber, Kitze und Lämmer fest­

gesetzten Abschüsse gelten als Mindest­

abschüsse; sie können bis zu 20 v. H. 

überschritten werden. 

6. In § 22 Absatz 6 und 14 wird jeweils (6) Ist das Einvernehmen mit dem Jagd­

das Wort "obere" durch das Wort "obers- beirat nicht zu erzielen, so wird der Ab­

te" ersetzt. schussplan durch die obere Jagdbehörde 

im Einvernehmen mit dem Landesjagdbei­

rat festgesetzt. 

(7) Der Jagdausübungsberechtigte hat 

über den Abschuss des Wildes und über 

das Fallwild , soweit es sich um Schalen­

wild handelt, eine Strecken liste zu führen. 

Die Eintragungen in die Liste sind inner­

halb eines Monats vorzunehmen. Die 

Streckenliste ist der unteren Jagdbehörde 

jederzeit auf Verlangen zur Einsicht vor­

zulegen. Die jährliche Jagdstrecke ist der 

unteren Jagdbehörde bis zum 15. April 
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eines jeden Jahres anzuzeigen. 

(8) Der Jagdausübungsberechtigte hat 

der unteren Jagdbehörde schriftlich zum 

15. November eines jeden Jahres eine 

Abschussmeldung über das erlegte Rot­

wild vorzulegen. 

(9) Der Jagdausübungsberechtigte ist fer­

ner verpflichtet, der unteren Jagdbehörde 

den Kopfschmuck und den Unterkiefer 

des erlegten männlichen Schalenwildes, 

vom erlegten männlichen Muffelwild nur 

den Kopfschmuck, innerhalb einer Frist 

von zwei Jahren nach dem Abschuss auf 

Verlangen vorzulegen. An den Schädeln 

von Rot-, Dam- und Sikahirschen ist der 

Oberkiefer zu belassen. Die untere Jagd­

behörde hat Kopfschmuck und Unterkiefer 

dauerhaft zu kennzeichnen. Die untere 

Jagdbehörde kann den Jagdausübungs­

berechtigten bestimmter Jagdbezirke 

nach Anhörung des Jagdbeirates aufge­

ben, den Nachweis über die Erfüllung des 

Abschussplans für sonstiges Schalenwild 

(ausgenommen Schwarzwild) durch Vor­

lage der erlegten Tierkörper oder Teilen 

davon innerhalb einer bestimmten Frist an 

bestimmten Stellen zu führen. 

(10) Die untere Jagdbehörde kann anord­

nen, daß der Kopfschmuck und der Un­

terkiefer des innerhalb ihres Zuständig­

keitsbereiches im letzten Jahr erlegten 

männlichen Schalenwildes auf einer all­

gemeinen Hegeschau vorzuzeigen sind. 

(11) Erfüllt der Jagdausübungsberechtigte 

den Abschussplan für Schalenwild nicht, 

so kann die untere Jagdbehörde die Erfül­

lung des Abschussplans nach den Vor­

schriften des Verwaltungsvollstreckungs­

gesetzes für das Land Nordrhein­

Westfalen durchsetzen. Wild, das unter 
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Anwendung von Verwaltungszwang erlegt 

wird, ist gegen angemessenes Schuss­

geld dem Jagdausübungsberechtigten zu 

überlassen. 

(12) Das Ministerium wird ermächtigt, 

nach Anhörung des zuständigen Aus­

schusses des Landtags durch Rechtsver­

ordnung 

1. männliches Schalenwild mit Ausnahme 

von Schwarzwild in Klassen einzuteilen 

und Abschussanteile sowie Grundsätze 

für den Abschuss in den einzelnen Klas­

sen festzulegen, 

2. aus Gründen der Wildhege und zur 

Vermeidung übermäßiger Wildschäden 

Bewirtschaftungsbezirke für Schalenwild 

(Kern-, Rand- und Freigebiete) und die 

zulässige Wilddichte festzulegen, 

3. vorzuschreiben, daß für den Abschuss­

plan, die Strecken liste, die jährliche Stre­

ckenmeldung und die Abschussmeldung 

für Rotwild bestimmte Muster zu verwen­

den sind. 

(13) § 3 Abs. 5 Satz 3 findet entsprechen­

de Anwendung. 

6. In § 22 Absatz 6 und 14 wird jeweils (14) Die obere Jagdbehörde kann zu wis­

das Wort "obere" durch das Wort "obers- senschaftlichen, Lehr- und Forschungs-

te" ersetzt. zwecken für bestimmte Gebiete oder ein­

zelne Jagdbezirke befristete Ausnahmen 

von den Verpflichtungen nach den Absät­

zen 1 und 2 zulassen, wenn dadurch eine 

Störung des biologischen Gleichgewichts 

oder eine Schädigung der Landeskultur 

nicht zu befürchten ist und die Jagdaus:­

übungsberechtigten und bei verpachteten 

Jagdbezirken die Verpächter zugestimmt 
. haben. 

§ 24 
Jagd- und Schonzeiten 
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(Zu § 22 BJG) 

(1) Das Ministerium wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem Landtag des Lan­

des Nordrhein-Westfalen durch Rechts­

verordnung 

a) soweit es die Hege des Wildes erfor­

dert, die Jagdzeiten abzukürzen, zu ver­

längern oder aufzuheben, 

b) für Wild, für das eine Jagdzeit nicht 

festgesetzt ist, bei Störung des biologi­

schen Gleichgewichts oder bei schwerer 

Schädigung der Landeskultur Jagdzeiten 

festzusetzen und 

c) für Schwarzwild, Wildkaninchen, Fuchs, 

Ringel- und Türkentaube und Lachmöwe 

sowie für nach Lande.srecht dem Jagd­

recht unterliegende Tierarten Ausnahmen 

von dem Verbot des § 22 Abs. 4 Satz 1 

des Bundesjagdgesetzes zuzulassen. 

(2) Die obere Jagdbehörde kann die 

Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder 

7. In § 24 Absatz 2 und 3 wird jeweils das einzelne Jagdbezirke,insbesondere aus 

Wort "obere" durch das Wort "untere" er- Gründen der Wildseuchenbekämpfung 

setzt. und Landeskultur, zur Beseitigung kran-

ken oder kümmernden Wildes, zur Ver­

meidung von übermäßigen Wildschäden, 

zu wissenschaftlichen, Lehr- und For­

schungszwecken, bei Störung des biolo­

gischen Gleichgewichts oder der Wildhe­

ge aufheben. 

7. In § 24 Absatz 2 und 3 werden das (3) Die obere Jagdbehörde kann in Ein­

Wort "obere" durch das Wort "untere" er- zelfällen 

setzt. a) den Lebendfang von Wild, das nicht 

ganzjährig mit der Jagd zu verschonen ist, 

während der Schonzeit zulassen, 

b) die Jagd auf Wild, für das eine Jagdzeit 

nicht festgesetzt ist, zu wissenschaftli­

chen, Lehr- und Forschungszwecken so­

wie zur Vermeidung übermäßiger Wild­

schäden zulassen, 
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c) das Aushorsten von Nestlingen und 

Astlingen der Habichte für Beizzwecke 

genehmigen, 

d) das Ausnehmen oder Unfruchtbarma­

chen der Gelege von Federwild im Inte­

resse der Volksgesundheit, im Interesse 

der Sicherheit der Luftfahrt, zur Vermei­

dung von übermäßigen Wildschäden, zum 

Schutz der Pflanzen- und Tierwelt, zu 

wissenschaftlichen, Lehr- und For­

schungszwecken oder für Zwecke der 

Aufzucht mit Zustimmung des Jagdaus­

übungsberechtigten gestatten, sofern es 

keine andere zufrieden stellende Lösung 

gibt. 

(4) Die untere Jagdbehörde kann im Ein­

zelfall den Abschuss von kümmerndem 

und krankem Wild über den Abschussplan 

hinaus oder während der Schonzeit ge­

nehmigen. Der Genehmigung bedarf es 

nicht, wenn im Einzelfall das sofortige Er­

legen unerläßlich erscheint, um dem Wild 

vermeidbare Schmerzen oder Leiden zu 

ersparen oder die Ausbreitung von Seu­

chen zu verhindern. Der Jagdausübungs­

berechtigte hat den Abschuss der unteren 

Jagdbehörde unverzüglich mitzuteilen und 

ihr auf Verlangen das erlegte Wild vorzu­

zeigen. 

(5) Für Federwild gilt dies nur nach Maß­

gabe der Artikel 7 bis 9 der Richtlinie 

79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 

über die Erhaltung der wild lebenden Vo­

gelarten (ABI. EG Nr. L 103 S. 1) in der 

jeweils geltenden Fassung. 

§29 

Wildfolge 

(Zu § 22 a BJG) 

(1) Die Jagdausübungsberechtigten be-
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nachbarter Jagdbezirke oder benachbar­

ter Teile von Jagdbezirken (§ 11 Abs. 2 

BJG) sind verpflichtet, innerhalb von 

sechs Monaten nach Beginn der Jagd­

nachbarschaft schriftliche Vereinbarungen 

über die Wildfolge abzuschließen. Durch 

die Vereinbarung können die Verpflich­

tungen nach Absatz 2 Sätze 1 und 2 so­

wie nach Absatz 3 Satz 2 nicht aufgeho­

ben werden. Bis zum Abschluß der Ver­

einbarung gelten für die Wildfolge die Ab­

sätze 2 bis 5. 

(2) Tut sich krankgeschossenes Schalen­

wild in Sichtweite von der Grenze im be­

nachbarten Jagdbezirk nieder, ist es vom 

Jagdausübenden zu erlegen und zu ver­

sorgen. Die Pflicht zur Versorgung er.:. 

streckt sich auch auf krankgeschossenes 

Schalenwild, das nach dem Überwech­

seln in Sichtweite von der Grenze im be­

nachbarten Jagdbezirk verendet. 

Schusswaffen dürfen beim Überschreiten 

der Grenze nur zur Abgabe des Fang­

schusses mitgeführt werden. Das Fort­

schaffen des versorgten Schalenwildes ist 

nicht zulässig. Das Erlegen ist dem 

Jagdausübungsberechtigten des benach­

barten Jagdbezirkes oder dessen Vertre­

ter unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Wechselt krankgeschossenes Scha­

lenwild in einen benachbarten Jagdbezirk, 

ohne sich in Sichtweite von der Grenze 

nieder zu tun, so hat der Jagdausübende 

den Anschuss und die Stelle des Über­

wechselns nach Möglichkeit in der Ört­

lichkeit kenntlich zu machen sowie das 

Überwechseln dem Jagdausübungsbe­

rechtigten des benachbarten Jagdbezir­

kes oder dessen Vertreter unverzüglich 

anzuzeigen; das gilt auch für auf Grund 
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anderer Ursachen schwer krankes oder 

verletztes Schalenwild. Die Jagdaus­

übungsberechtigten der Jagdbezirke, die 

durch eine Nachsuche voraussichtlich 

berührt werden, sind nach Benachrichti­

gung verpflichtet, dem Führer eines 

brauchbaren Schweißhundes oder eines 

anderen brauchbaren Jagdhundes zur 

Nachsuche das Betreten 'ihrer Jagdbezir­

ke unter Führung der Schusswaffe unver­

züglich zu gestatten. Können die 

Jagdausübungsberechtigten nicht erreicht 

werden, so sind die Führer von Nachsu-

8. In § 29 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort chenhunden der von der oberen Jagdbe­

"oberen" durch das Wort "unteren" ersetzt. hörde anerkannten Schweißhundstatio­

nen berechtigt, die Nachsuche fortzufüh­

ren, das kranke oder verletzte Wild zu 

erlegen und zu versorgen. Das Fortschaf­

fen des Wildes ist nicht zulässig. Das Er­

legen ist dem Jagdausübungsberechtig­

ten, in dessen Jagdbezirk das Wild zur 

Strecke gekommen ist, unverzüglich an­

zuzeigen. Der Jagdausübende, der das 

Stück Schalenwild krankgeschossen hat, 

oder ausnahmsweise eine andere mit den 

Vorgängen vertraute Person, hat sich für 

die Nachsuche zur Verfügung zu stellen. 

(4) Verendet anderes Wild als Schalen­

wild in Sichtweite von der Grenze, so darf 

es der Jagdausübende fortschaffen. Ge­

ladene Schusswaffen dürfen beim Über­

schreiten der Grenze' nicht mitgeführt 

werden. Das Wild ist dem Jagdaus­

übungsberechtigten des Jagdbezirkes, in 

dem es zur Strecke gekommen ist, abzu­

liefern. 

(5) Unbeschadet einer anderweitigen 

Vereinbarung gehören in den Fällen der 

Absätze 2 bis 4 der Kopfschmuck beim 

Schalenwild und Trophäen beim 
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9. § 31 wird wie folgt geändert: 

Schwarzwild und anderem Wild dem Er­

leger, das Wildbret dem Jagdausübungs­

berechtigten, in dessen Jagdbezirk das 

Wild zur Strecke kommt. Nimmt derjenige, 

der das Wild so angeschweißt hat, daß es 

auf der Nachsuche zur Strecke kommt 

(Erleger), nicht an der Nachsuche teil 

oder gibt er die Nachsuche auf, so hat er 

kein Anrecht auf Kopfschmuck und Tro­

phäen. Wird die Nachsuche wegen der 

Dunkelheit abgebrochen, so gilt sie nicht 

als aufgegeben. 

(6) Ist Wildfolge vereinbart worden, ~hne 

daß Einzelheiten festgelegt worden sind, 

so finden die Absätze 2 bis 5 Anwendung. 

Das gleiche gilt, soweit keine abschlie­

ßenden Vereinbarungen getroffen worden 

sind. 

(7) In den Fällen der Absätze 2 und 3 wird 

das zur Strecke gekommene Schalenwild 

auf den Abschussplan des Jagdbezirkes 

angerechnet, in dem es krankgeschossen 

worden ist. Dies gilt unabhängig davon, 

welchem Jagdausübungsberechtigten 

nach Absatz 5 oder einer anderweitigen 

Vereinbarung über die Wildfolge der 

Kopfschmuck oder die Trophäen und das 

Wildbret zustehen. 

§ 31 

Aussetzen von Wild 

(Zu § 28 Abs. 3 und 4 BJG) 

(1-) Als fremd gelten Tierarten, die beim 

Inkrafttreten des Bundesjagdgesetzes im 

Geltungsbereich des Bundesjagdgesetzes 

freilebend nicht heimisch waren. 

(2) Das Aussetzen fremder Tierarten und 

von Schalenwild in der freien Wildbahn ist 

a) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 nur mit schriftlicher Genehmigung der 

wird" jeweils das Wort "oberen" durch das oberen Jagdbehörde zulässig. Die Ge-
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Wort "unteren" ersetzt. nehmigung darf nur erteilt werden, wenn 

durch das Aussetzen eine Störung des 

b) In Absatz 2 Satz 2 und in Absatz 3 Satz biologischen Gleichgewichtes und eine 

2 werden nach dem Wort "sind" jeweils Schädigung der Landeskultur sowie Ge­

die Wörter "und die Forschungsstelle für fahren für die öffentliche Sicherheit nicht 

Jagdkunde und Wildschadenverhütung ihr zu befürchten sind. 

Einvernehmen erteilt hat" angefügt. 

10. § 46 wird wie folgt gefasst: 

(3) Das Aussetzen weiterer Tierarten in 

der freien Wildbahn zum Zwecke der Ein­

bürgerung in Jagdbezirken ist nur mit 

schriftlicher Genehmigung der oberen 

Jagdbehörde zulässig. Die Genehmigung 

darf nur erteilt werden, wenn Interessen 

der Landeskultur nicht entgegenstehen, 

insbesondere unverhältnismäßig hohe 

Wildschäden nicht zu erwarten sind. 

§46 

Jagdbehörden 

,,§ 46 Jagdbehörden (1) Oberste Jagdbehörde ist das Ministe-

(1) Oberste Jagdbehörde ist das Ministe- rium. Es ist zugleich oberste Sonderauf­

rium. Es führt die Sonderaufsicht über die sichtsbehörde. 

unteren Jagdbehörden und ist zugleich (2) Obere Jagdbehörde ist der Landesbe­

oberste Sonderaufsichtsbehörde. trieb Wald und Holz. Er führt die Son­

(2) Untere Jagdbehörde ist der Kreis oder deraufsicht über die unteren Jagdbehör­

die kreisfreie Stadt als Kreisordnungsbe- den. 

hörde." (3) Untere Jagdbehörde ist der Kreis oder 

11. § 47 wird wie folgt geändert: 

die kreisfreie Stadt als Kreisordnungsbe­

hörde. 

§47 

Aufsicht über die Jagdgenossenschaft 

(1) Die Jagdgenossenschaft unterliegt der 

Aufsicht des Staates. 

(2) Hat die Jagdgenossenschaft ihren Sitz 

im Gebiet eines Kreises, so ist Aufsichts­

behörde der Landrat als untere staatliche 

Verwaltungsbehörde, hat die Jagdgenos­

senschaft ihren Sitz im Gebiet einer kreis­

freien Stadt, so ist Aufsichtsbehörde die 

kreisfreie Stadt. 
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a) Absatz 3 wird aufgehoben. (3) Obere Aufsichtsbehörde ist die obere 

Jagdbehörde. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden die Absät- (4) Oberste Aufsichtsbehörde ist das Mi-

ze 3 und 4. nisterium. 

(5) Die Aufsichtsbehörde ist zu der Ge­

nossenschaftsversammlung einzuladen 

und von dem Vorstand innerhalb einer 

Frist von einem Monat über Beschlüsse 

der Jagdgenossenschaft zu unterrichten. 

Die Aufsichtsbehörde kann den Vorsit­

zenden des Vorstandes der Jagdgenos­

senschaft anweisen, Beschlüsse der 

Jagdgenossenschaft, die das geltende 

Recht verletzen, zu beanstanden. 

§ 50 
Auskunftspflicht 

Die Jagdausübungsberechtigten sind 

nach Anhörung des Landesjagdbeirats (§ 

12. In § 50 wird jeweils das Wort "oberen" 51 Abs. 1) auf Verlangen der oberen 

jeweils durch das Wort "obersten" ersetzt. Jagdbehörde verpflichtet, die ökologi­

schen und jagdlichen Verhältnisse in ihren 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

Jagdbezirken zu ermitteln und Angaben 

hierüber der oberen Jagdbehörde oder 

einer von ihr bestimmten Stelle zur wis­

senschaftlichen Auswertung zur Verfü­

gung zu stellen. 

§ 51 

Jagdbeiräte 

(Zu § 37 Abs. 1 BJG) 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem (1) Bei der obersten Jagdbehörde wird ein 

Wort "gebildet" das Komma und die Wör- Jagdbeirat (Landesjagdbeir~t) gebildet, 

ter "der gleichzeitig Jagdbeirat der oberen der gleichzeitig Jagdbeirat der oberen 

Jagdbehörde ist" gestrichen. Jagdbehörde ist. 

Der Landesjagdbeirat setzt sich zusam­

men aus 

dem Vorsitzenden, 

vier Jägern, 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
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b) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

einem Vertreter des Körperschaftswaldes, 

einem Vertreter des Privatwaldes, 

einem Vertreter des Staatswaldes, 

einem Vertreter der Berufsjäger, 

einem Vertreter der Jagdgenossenschaf­

ten, 

einem Vertreter des Naturschutzes, 

einem Vertreter der Jagdwissenschaft, 

einem Vertreter der Falknerei. 

In den Landesjagdbeirat entsenden der 

Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen 

e. V. vier Jäger und einen Vertreter der 

Berufsjäger, der Rheinische Landwirt­

schaftsverband e. V. und der Westfälisch­

Lippische Landwirtschaftsverband e. V. je 

zwei Vertreter der Landwirtschaft, der 

Waldbesitzerverband der Gemeinden, 

Gemeindeverbände und öffentlich­

rechtlichen Körperschaften in Nordrhein­

Westfalen e. V. einen Vertreter des Kör­

perschaftswaldes, die nach § 29 Bundes­

naturschutzgesetz anerkannten Verbände 

gemeinsam einen Vertreter des Natur­

schutzes, das Ministerium einen Vertreter 

des Staatswaldes und einen Vertreter der 

Jagdwissenschaft, der Rheinische Ver­

band der Eigenjagdbesitzer und Jagdge­

nossenschaften e.V. und der Verband der 

Jagdgenossenschaften und Eigenjagden 

. in Westfalen-Lippe eV. gemeinsam einen 

Vertreter der Jagdgenossenschaften, der 

Waldbauernverband Nordrhein-Westfalen 

e. V. einen Vertreter des Privatwaldes, die 

im Land Nordrhein-Westfalen wirkenden 

Vereinigungen der Falkner einen Vertreter 

der Falknerei. 

(2) Den Vorsitz im Landesjagdbeirat führt 

ein Vertreter der obersten Jagdbehörde. 

Ein Beamter der oberen Jagdbehörde 

kann mit dessen Vertretung beauftragt 
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werden. 

(3) Bei jeder unteren Jagdbehörde wird 

ein Jagdbeirat gebildet. 

Der Jagdbeirat setzt sich zusammen aus 

drei Jägern, 

zwei Vertretern der Landwirtschaft, 

zwei Vertretern der Forstwirtschaft, 

einem Vertreter der Jagdgenossenschaf­

ten, 

einem Vertreter des Naturschutzes, 

einem Vertreter der Forstbehörde, 

dem Landrat des Kreises, der die Aufga­

ben der unteren Jagdbehörde wahrnimmt, 

oder dem Oberbürgermeister der kreis­

freien Stadt, die die Aufgaben der unteren 

Jagdbehörde wahrnimmt. 

In den Jagdbeirat entsenden der Landes­

jagdverband Nordrhein-Westfalen e. V. 

drei Jäger, der zuständige Landwirt­

schaftsverband zwei Vertreter der Land­

wirtschaft, die Verbände der Wald besitzer 

je einen Vertreter der Forstwirtschaft, der 

Rheinische Verband der Eigenjagdbesit­

zer und Jagdgenossenschaften eV. und 

der Verband der Jagdgenossenschaften 

und Eigenjagden in Westfalen-Lippe eV. 

gemeinsam den Vertreter der Jagdgenos­

senschaften, die nach § 29 Bundesnatur­

schutzgesetz anerkannten Verbände ge­

meinsam einen Vertreter des Naturschut­

zes und der Landesbetrieb Wald und Holz 

den Vertreter der Forstbehörde. 

(4) Der Jagdbeirat wählt aus seiner Mitte 

den Vorsitzenden und den stellvertreten­

den Vorsitzenden. Er wählt ferner aus 

seiner Mitte den Jagdberater und dessen 

Vertreter. Der Jagdberater und dessen 

Vertreter müssen in jagdlichen Angele­

genheiten erfahren sein. Der Jagdberater 

oder dessen Vertreter können Vorsitzen-
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14. § 53 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 53 
Forschungsstelle für Jagdkunde und 

Wildschadenverhütu ng 

der oder stellvertretender Vorsitzender 

des Jagdbeirates sein. 

(5) Die Jagdbeiräte und Jagdberater ha­

ben die Aufgabe, die Jagdbehörden zu 

beraten. Die Jagdbeiräte sind in allen 

grundsätzlichen Fragen zu hören. 

(6) Die Mitglieder der Jagdbeiräte sind 

ehrenamtlich tätig. Sie werden für die 

Dauer von vier Jahren entsandt, soweit 

sie nicht vor Ablauf der Frist ausscheiden 

oder abberufen werden. Eine erneute 

Entsendung nach Ablauf der Frist ist zu­

lässig. 

§ 53 
Forschungsstelle für Jagdkunde und 

Wildschadenverhütung 

(1) Im Geschäfts~ereich des Ministeriums (1) Im Geschäftsbereich des Ministeriums 

wird die Forschungsstelle für Jagdkunde wird die Forschungsstelle für Jagdkunde 

und Wildschadenverhütung (Forschungs- und Wildschadenverhütung (Forschungs­

steIle) geführt. stelle) als Einrichtung des Landes errich-

tet Sie untersteht der Fachaufsicht des 

Ministeriums. 

(2) Die nachfolgenden Aufgaben der For- (2) Aufgabe der Forschungsstelle ist die 

schungsstelle werden aus Mitteln der Erforschung 

Jagdabgabe gefördert, soweit sie die Ver- 1. der Lebens- und Umweltbedingungen 

hältnisse im Land Nordrhein-Westfalen des .Wildes unter besonderer Berücksich-

besonders berücksichtigen: tigung der Verhältnisse im Land Nord-

1. Die Erforschung rhein-Westfalen, 

a) der Lebens- und Umweltbedingungen 2. der Wildkrankheiten sowie der Möglich-

des Wildes, keiten ihrer Bekämpfung, 

b) der Wildkrankheiten sowie der Mög- 3. der Möglichkeiten zur Verhütung und 

lichkeiten ihrer Bekämpfung, Verminderung von Wildschäden in der 

c) von neuen Möglichkeiten der Jagdaus- Land- und Forstwirtschaft sowie im Gar­

übung auch zur Verhütung und Verminde- tenbau. 

rung von Wildschäden und 

2. die Darstellung durch Wort, Schrift und 

Bild zur Verbesserung der Kenntnisse 
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über das Jagdwesen und über das Wild 

und seine Lebensräume." 

15. § 57 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 57 
Gebühren, Jagdabgabe 

(3) Weitere Aufgabe der Forschungsstelle 

ist es, das Jagdwesen allgemein zu för­

dern, grundsätzliche jagdliche Fragen in 

Wort, Schrift und Bild aufklärend zu be­

handeln, das Verständnis für das Wild 

und seine· Lebensnotwendigkeiten sowie 

die Bedeutung der Jagd zu wecken und 

zu vertiefen. 

(4) Das Ministerium kann der For­

schungsstelle weitere Aufgaben zuwei­

sen. 

§ 57 
Gebühren, Jagdabgabe . 

(1) Die Erhebung von Gebühren richtet (1) Die Erhebung von Gebühren richtet 

sich nach den gebührenrechtlichen Vor- sich nach den gebührenrechtlichen Vor-

schriften des Landes Nordrhein- schriften des Landes Nordrhein-

Westfalen. Westfalen. 

(2) Zur Förderung und Weiterentwicklung (2) Zur Förderung des Jagdwesens wird 

des Jagdwesens wird mit der Gebühr für mit der Gebühr für den Jahresjagdschein 

den Jahresjagdschein und den Tages- und den Tagesjagdschein eine Jagdab­

jagdschein eine Jagdabgabe erhoben, die gabe erhoben, die der oberen Jagdbehör­

dem Landesamt für Natur, Umwelt und de zufließt. Dies gilt für den Falknerjagd­

Verbraucherschutz zufließt. Das gilt für schein entsprechend. Wird ein Falkner­

den Falknerjagdschein entsprechend. jagdschein zusätzlich zu einem Jagd­

Wird ein Falknerjagdschein zusätzlich zu schein oder ein Jagdschein zusätzlich zu 

einem Jagdschein oder ein Jagdschein einem Falknerjagdschein erworben, wird 

zusätzlich zu einem Falknerjagdschein die Abgabe nur einmal erhoben. Bei un­

erworben, wird die Abgabe nur einmal terschiedlich hohen Abgaben ist die höhe­

erhoben. Bei unterschiedlich hohen Ab- re Abgabe zu erheben. 

gaben ist die höhere Abgabe zu erheben. 

(3) Das Aufkommen aus der Jagdabgabe (3) Das Aufkommen aus der Jagdabgabe 

ist zweckgebunden zu verwenden zur ist 

Förderung und Weiterentwicklung des 1. für die Kosten der Forschungsstelle (§ 

Jagdwesens in Nordrhein-Westfalen für 53 Absatz 1), 
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1. die Kosten der Forschungsstelle für die 2. zur Förderung des Jagdwesens und 

in § 53 Absatz 2 aufgeführten gruppen- 3. bis zum 31. Dezember 2013 für eine 

nützigen Aufgaben, Verwaltungskostenpauschale für die 

2. Maßnahmen der jagdlichen Aus- und Wahrnehmung von Aufgaben der oberen 

Fortbildung, jagdliches Schießwesen, Jagdbehörde zu verwenden. 

Jagdgebrauchshundewesen, F ortentwick-

lung der Jagdtechnik und Jagdsicherheit 

sowie Schießtechnik, Lehrstätten und 

Lehrreviere, 

3. Maßnahmen der Erforschung, Erhal­

tung und Verbesserung der Lebens- und 

Umweltbedingungen des Wildes, 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der 

Kenntnisse über das Jagdwesen und der 

Kenntnisse über das Wild und seine Le­

bensräume unter besonderer Berücksich­

tigung der Verhältnisse in Nordrhein­

Westfalen einschließlich Lehrmuseen und 

5. den mit der Verwendung der Jagdab­

gabe für Maßnahmen nach Nummern 2 

bis 4 verbundenen Verwaltungsaufwand. 

(4) Das Ministerium wird ermächtigt, im (4) Das Ministerium wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem Landtag des Lan- Einvernehmen mit dem Landtag des Lan­

des Nordrhein-Westfalen durch Rechts- des Nordrhein-Westfalen durch Rechts­

verordnung die Höhe der Jagdabgabe bis verordnung die Höhe der Jagdabgabe bis 

zur Höhe der doppelten Gebühr für einen zur Höhe der doppelten Gebühr für einen 

Jahresjagdschein für jedes Jahr der Gel- Jahresjagdschein für jedes Jahr der Gel-

tungsdauer festzusetzen." 

Artikel 2 

Änderung des LANUV-

tungsdauer festzusetzen. 

(5) Die Verwaltungskostenpauschale nach 

Absatz 3 Nummer 3 beträgt 400 000 Euro 

im Jahr 2010, 300 000 Euro im Jahr 2011, 

200 000 Euro im Jahr 2012 und 100 000 

Euro im Jahr 2013. 

Gesetz über die Errichtung des Lan­

desamtes für Natur, Umwelt und 
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Errichtungsgesetzes 

§ 3 des LANUV-Errichtungsgesetzes vom 

12. Dezember 2006 (GV. NRW. S. 622) 

wird wie folgt geändert: 

Verbraucherschutz 

- LANUV-Errichtungsgesetz­

§3 
Hoheitliche Aufgaben 

(1) Das Landesamt nimmt im Bereich des 

Verbraucherschutzes, insbesondere auf 

dem Gebiet der Veterinärangelegenhei­

ten, der Lebensmittel- und der Futtermit­

telüberwachung, nach Maßgabe beste­

hender Zuständigkeitsvorschriften lan­

desweit bedeutsame hoheitliche Aufga­

ben wahr. Die Aufgaben und Aufsichtsbe­

fugnisse auf dem Gebiet der Veterinäran­

gelegenheiten sowie der Lebensmittel­

und der Futtermittelüberwachung nimmt 

das Landesamt als Sonderordnungsbe­

hörde im Sinne des § 12 Ordnungsbehör-

1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 dengesetz wahr. 

eingeführt: 

,,(2) Das Landesamt nimmt im Bereich der 

Umweltaufgaben die landesweit bedeut­

samen hoheitlichen Aufgaben "Durchfüh­

rung der Falknerprüfung" und "Verwaltung 

der Verwendung der Jagdabgabe für 

Maßnahmen nach § 57 Absatz 3 Num­

mern 2, 3 und 4 Landesjagdgesetz" nach 

Maßgabe bestehender Zuständigkeitsvor­

schriften wahr. Die Aufgaben auf dem 

Gebiet der Falknerprüfung nimmt das 

Landesamt als Sonderordnungsbehörde 

im Sinne des § 12 Ordnungsbehördenge­

setz wahr." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. (2) Das Ministerium wird ermächtigt, dem 

Landesamt nach Anhörung des zuständi­

gen Ausschusses des Landtags durch 

Rechtsverordnung hoheitliche Aufgaben 

zu übertragen, die im Zusammenhang mit 

der Wahrnehmung von Fachaufgaben 

nach § 2 stehen. 
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Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die 

Jagdzeiten und die Jagdabgabe 

Die Verordnung über die Jagdzeiten und 

die Jagdabgabe vom 31. März 2010 (GV. 

NRW. S. 237) wird wie folgt geändert: 

Verordnung über die Jagdzeiten und 

die Jagdabgabe 

§2' 

Jagdzeiten 

(1) Die Jagd darf ausgeübt werden auf: 

1. Waschbären vom 16. Juli bis 31. März, 

Jungwaschbären ganzjährig, 

2. Marderhunde vom 1.' September bis 28. 

Februar, Jungmarderhunde ganzjährig, 

3. Nilgänse vom 16. Juli bis 31. Januar 

mit Ausnahme der Beschränkung nach § 

3 Nummer 6, 

4. Aaskrähen vom 1. August bis 20. Feb­

ruar und 

5. Elstern vom 1. August bis 28. Februar. 

(2) Abweichend von der Verordnung über 

die Jagdzeiten vom 2. April 1977 (BGBI.I 

S. 531), zuletzt geändert durch Verord­

nung vom 25. April 2002 (BGBI. I S. 

1487), darf die Jagd ausgeübt werden 

auf: 

1. Rotwild 

Kälber vom 1. August bis 31. Januar 

Schmalspießer vom 1. Juni bis 31. Janu-

ar, 

2. Dam- und Sikawild 

Kälber vom 1. September bis 31. Januar 

Schmalspießer vom 1. Juli bis 31. Januar, 

3. Rehwild 

Kitze vom 1. September bis 31. Januar 
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Schmalrehe vom 1. Mai bis 31. Mai und 

vom 1. September bis 31. Januar, 

4. Schwarzwild vom 1. August bis 31. Ja­

nuar, Frischlinge (noch nicht einjährige 

Stücke) ganzjährig, 

5. Feldhasen vom 1. Oktober bis 31. De­

zember, 

6. Wild kaninchen vom 1. Oktober bis 28. 

Februar, Jungkaninchen ganzjährig, 

7. Iltisse vom 16. Oktober bis 28. Februar, 

8. F.üchse vom 16. Juni bis 28. Februar, 

Jungfüchse ganzjährig, 

9. Fasanen vom 16. Oktober bis 15. Ja-

nuar, 

10. Wildtruthähne vom 16. März bis 30. 
April, 

11. Stockenten vom 16. September bis 

15. Januar und 

12. Grau- und Kanadagänse vom 16. Juli 

bis 31. Januar mit Ausnahme der Be­

schränkung nach § 3 Nummer 6. 

(3) Soweit die Schonzeit für Wildkanin­

chen, Ringeltauben und Aaskrähen zur 

Vermeidung übermäßiger Wildschäden 

1. In § 2 Absatz 3 und § 3 wird jeweils von der oberen Jagdbehörde aufgehoben 

das Wort "oberen" durch das Wort "unte- worden ist (§ 24 Absatz 2 Landesjagdge-

ren" ersetzt. setz), ist die Jagd auch in den Setz- und 

Brutzeiten zulässig (§ 22 Absatz 4 Satz 2 

des Bundesjagdgesetzes). 

§3 
Schonzeiten 

1. In § 2 Absatz 3 und § 3 wird jeweils Unbeschadet der Zuständigkeit der obe­

das Wort "oberen" durch das Wort "unte- ren Jagdbehörde, die Schonzeit für be-

ren" ersetzt. stimmte Gebiete oder einzelne Jagdbezir­

ke nach § 24 Absatz 2 des Landesjagd­

gesetzes aufzuheben, sind folgende Tier­

arten mit der Jagd zu verschonen: 

1. Baummarder, 

2. Mauswiesel, 
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2. § 4 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4 

Jagdabgabe 

3. Rebhühner bis zum 31. Dezember 

2015, 

4. Wildtruthennen, 

5. Bläss-, Saat- und Ringelgänse, 

6. Grau-, Kanada- und Nilgänse vom 15. 

Oktober bis 31. Januar innerhalb der 

Grenzlinien folgender Gebiete: 

a) Unterer Niederrhein 

Schnittpunkt Bahnlinie (außer Betrieb) / 

Staatsgrenze Bundesrepublik Deutsch­

land / Königreich der Niederlande bei 

Kranenburg, Staatsgrenze bis B 8, B 8 bis 

B 220, B 220 bis Staatsgrenze, Staats­

grenze bis Gemeindegrenze Stadt Rees / 

Stadt Isselburg, Gemeindegrenze bis B 

67, B 67 bis L 459, L 459 bis L 468, L 468 

bis B 8, B 8 bis L 396, L 396 bis B 8, B 8 

bis L 287, L °287 bis A 42, A 42 bis Bahn­

linie, Bahnlinie bis Xanten, Bahnlinie (au­

ßer Betrieb) über Kleve, Kranenburg bis 

Staatsg renze; 

b) Weseraue 

Schnittpunkt B 61 / Landesgrenze Nord­

rhein-Westfalen / Niedersachsen, Lan­

desgrenze bis Bahnlinie, Bahnlinie bis K 

39, K 39 bis B 482, B 482 bis Wehr bei 

Lahde, Wehr, linkes Weserufer bis L 770, 

L770 bis B 61, B 61 bis Landesgrenze; 

7. Wildenten (außer Stockenten), 

8. Sturm-, Mantel- und Heringsmöwen 

und 

9. Eichelhäher. 

§.4 

Jagdabgabe 
Die mit der Gebühr für den Jagdschein zu Die mit der Gebühr für den Jagdschein zu 

zahlende Jagdabgabe wird für jedes Jahr zahlende Jagdabgabe wird für jedes Jahr 

der Geltungsdauer des Jahresjagdscheins der Geltungsdauer des Jahresjagdscheins 

auf 45 Euro, für jedes Jahr der Geltungs- auf 45 Euro, für jedes Jahr der Geltungs-
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dauer des Jahresfalknerjagdscheins und dauer des Jahresfalknerjagdscheins und 

des Jahresjagdscheins für Jugendliche des Jahresjagdscheins für Jugendliche 

auf 22,50 Euro, für den Tagesjagdschein auf 22,50 Euro, für den Tagesjagdschein 

und für den Tagesfalknerjagdschein auf und für den Tagesfalknerjagdschein auf 

12 Euro festgesetzt." 12 Euro festgesetzt. 

3. § 5 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung der Landesjagdgesetz­

durchführungsverordnung 

Die Landesjagdgesetzdurchführungsver­

ordnung vom 31. März 2010 (GV. NRW. 

S. 238), zuletzt geändert durch Verord­

nung vom 14. November 2011 (GV. NRW. 

S. 564), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt gefasst: 

§5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach 

der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab- . 

lauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung 

treten die Verordnung über die Jagdzeiten 

vom 9. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 

447) und die Durchführungsverordnung 

zum Landesjagdgesetz Nordrhein­

Westfalen vom 8. Februar 1985 (GV. 

NRW. S. 170) außer Kraft. 

Verordnung zur Durchführung des 

Landesjagdgesetzes 

(Landesjagdgesetzdurchführungsver­

ordnung - DVO LJG-NRW) 

§3 

Prüfungsgebiete, Prüfungsverfahren 

(1) Die Prüfung besteht aus einem schrift­

lichen Teil, einer Schießprüfung und ei­

nem mündlich-praktischen Teil. Der 

schriftliche Teil muss den anderen Prü-
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a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

fungsteilen vorausgehen. 

(2) Die Prüfung umfasst im schriftlichen 

und im mündlich-praktischen Teil folgende 

Sachgebiete: 

1. Kenntnis der Tierarten, Wildbiologie, 

Wildhege, Naturschutz; 

2. Jagdbetrieb, waidgerechte Jagdaus­

übung, Sicherheitsbestimmungen, Jagd:" 

hundewesen, Behandlung des erlegten 

Wildes, Wildkrankheiten, Grundzüge des 

Land- und Waldbaues, Wildschadenver­

hütung; 

3. Waffentechnik, Führung von Jagd- und 

Faustfeuerwaffen (insbesondere sichere 

Handhabung, Gebrauch und Pflege der 

Jagd- und Faustfeuerwaffen); 

4. Jagdrecht, Grundsätze und wichtige 

Einzelbestimmungen des Waffenrechts, 

des Tierschutzrechts, des Naturschutz­

und Landschaftspflegerechts. 

(3) Der Prüfungstermin für den schriftli-

,,(3) Der Prüfungstermin für den schriftli- chen Teil der Prüfung wird von der oberen 

chen Teil der Prüfung ist am Montag der Jagdbehörde landeseinheitlich nach Tag 

letzten vollständigen Kalenderwoche im und Uhrzeit bestimmt und den unteren 

April eines jeden Jahres um 15 Uhr mit Jagdbehörden bis zum 31. Oktober eines 

Ausnahme der Jahre, in denen dieser jeden Jahres bekanntgegeben. Die unte­

Montag ein Feiertag ist. In diesen Jahren ren Jagdbehörden setzen die Prüfungs­

ist der Prüfungstermin für den schriftlichen termine für die Schießprüfung und den 

Teil der Prüfung am Mittwoch der letzten mündlich-praktischen Teil der Prüfung fest 

vollständigen Kalenderwoche im April um und machen diese Termine zusammen 

15 Uhr. Die unteren Jagdbehörden setzen mit dem Termin für die schriftliche Prü­

die Prüfungstermine für die Schießprü- fung mindestens drei Monate vorher unter 

fung und den mündlich-praktischen Teil Angabe des Ortes der Prüfung im amtIi­

der Prüfung fest und machen diese Ter- chen Verkündungsorgan bekannt. 

mine zusammen mit dem Termin für die 

schriftliche Prüfung drei Monate vorher 

unter Angabe des Ortes der Prüfung orts-

üblich bekannt." 
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(4) Die Prüfung ist grundsätzlich nicht öf­

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter fentlich. Vertreter der obersten und der 

"und der oberen" gestrichen und das Wort oberen Jagdbehörde sowie bevollmäch-

"sowie" durch das Wort "und" ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

tigte Vertreter der Landesvereinigung der 

Jäger können bei der Prüfung anwesend 

sein. Der Vorsitzende kann beim münd­

lich-praktischen Teil der Prüfung in be­

gründeten Fällen Zuhörer zulassen. 

(5) Über den wesentlichen Hergang der 

Prüfung ist von dem Vertreter der unteren 

Jagdbehörde eine Niederschrift zu ferti­

gen, die von den Mitgliedern des Prü­

fungsausschusses zu unterzeichnen ist. 

Die Niederschrift ist von der unteren 

Jagdbehörde aufzubewahren. 

(6) Die untere Jagdbehörde hat die Prü­

fungsteilnehmer für die Dauer der Prüfung 

gegen Haftpflicht und Unfall ausreichend 

zu versichern. 

§5 
Schriftliche Prüfung 

(1) Beim schriftlichen Teil der Prüfung 

sind' aus den Sachgebieten des § 3 Ab­

satz 2 Nummer 1 bis 4 je 25 Fragen an­

hand eines Fragebogens den Bewerbern 

zur schriftlichen Beantwortung vorzule­

gen. Der Fragebogen ist so zu gestalten, 

dass die Bearitwortung der Fragen durch 

,Ankreuzen vorgegebener Antworten mög­

lich ist. 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "obe- (2) Der Fragebogen wird für jeden Prü­

ren" durch das Wort "obersten" ersetzt. fungstermin von der oberen Jagdbehörde 

landeseinheitlich erstellt. Die Fragen sind 

dem unter 

www.jaegerpruefungsfragen.nrw.de veröf­

fentlichten Fragenkatalog von insgesamt 

fünfhundert Fragen zu entnehmen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort "obe- (3) Die obere Jagdbehörde übersendet 

re" durch das Wort "oberste" ersetzt. den Fragebogen in ausreichender Zahl 
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mit einer Musterlösung den unteren Jagd­

behörden in einem verschlossenen Um­

schlag. Der Umschlag darf erst bei Beginn 

des schriftlichen Teils der Prüfung von der 

Aufsicht in Gegenwart der Bewerber ge­

öffnet werden. 

(4) Der schriftliche Teil der Prüfung, der 

längstens zwei Stunden dauern soll, findet 

unter Aufsicht von mindestens zwei von 

dem Vorsitzenden bestimmten Mitgliedern 

des Ausschusses statt. 

(5) Die vom Prüfungsausschuss bewerte­

ten Fragebögen sind der Niederschrift 

über die Prüfung beizufügen. 

§6 
Schießprüfung 

(1) Die Schießprüfung, bei ·der mindes­

tens zwei von dem Vorsitzenden be­

stimmte Mitglieder des Prüfungsaus­

schusses anwesend sein müssen, besteht 

aus: 

1. Büchsenschießen, 

2. Flintenschießen. 

(2) Beim Büchsenschießen sind fünf 

Schüsse sitzend aufgelegt aus einer Ent­

fernung zwischen 90 und 110m auf die 

Rehbockscheibe Nummer 1 des Deut­

schen Jagdschutz-Verbandes abzugeben. 

Des Weiteren sind fünf Schüsse stehend 

freihändig aus einer Entfernung zwischen 

48 und 62 m auf die flüchtige Überläufer­

scheibe Nummer 5 oder Nummer 6 des 

Deutschen Jpgdschutz-Verbandes ab­

zugeben. 

(3) Beim Flintenschießen sind nach Fest­

legung durch den Prüfungsausschuss 

zehn bewegliche Ziele (Wurftauben-Skeet 

oder Wurftauben-Trap oder Kipphase) 

aus jagdlicher Gewehrhaltung zu be-
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3. § 6 Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

schießen. Doppelschüsse sind zugelas­

sen. Die obere Jagdbehörde kann nach 

Anhörung der Landesvereinigung der Jä­

ger zulassen, dass das Flintenschießen 

abweichend von Satz 1 in einer anderen 

Form mit vergleichbarer Schwierigkeit 

(z.B. auf elektronisch simulierte bewegli­

che Ziele) durchgeführt wird, und die Min­

destleistung entsprechend den Anforde­

rungen nach § 8 Absatz 4 Nummer 2 fest­

legen. Es sind 

a) beim Skeetschießen je zwei Tauben 

von den Ständen 1, 3, 4, 5 und 7 aus zu 

beschießen, wobei jeweils die erste Tau­

be vom hohen Turm und die zweite Taube 

vom niedrigen Turm geworfen wird; 

b) beim Trapschießen die Tauben in 

wechselnder Höhe und Seitenrichtung zu 

werfen; 

c) Kipphasen aus einer Entfernung von 25 

bis 35 m zu beschießen. 

(4) Bei der Schießprüfung dürfen eigene 

Jagdwaffen mit beJiebiger Visierung und 

Optik benutzt werden. Für das Büchsen­

schießen sind alle für Schalenwild zuge­

lassenen Patronen, für das Flintenschie­

ßen die Kaliber 20, 16 und 12 zugelassen. 

(5) Die Schießprüfung kann von den an­

wesenden Mitgliedern des Prüfungsaus­

schusses beendet werden, sobald die 

Mindestleistungen nach § 8 Absatz 4 er­

bracht sind oder feststeht, dass die Min­

destleistung nicht mehr erreicht werden 

kann. 

(6) Die Ergebnisse der Schießprüfung 

sind in eine Schießliste einzutragen, die 

von den anwesenden Mitgliedern des Prü­

fungsausschusses zu unterzeichnen ist. 

Die Schießliste ist der Niederschrift über 

die Prüfung beizufügen. 
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4. § 12 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 12 § 12 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

Die Falknerprüfung ist beim Landesamt Die Falknerprüfung ist bei der oberen 

für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Jagdbehörde abzulegen. 

(Landesamt) abzulegen." 

5. § 13 wird wie folgt geändert: § 13 

Prüfungsausschuss 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Die (1) Die obere Jagdbehörde bildet mindes­

obere Jagdbehörde" durch die Wörter tens einen Prüfungsausschuss. 

"Das Landesamt" ersetzt. (2) Der Prüfungsausschuss besteht aus 

1. drei Vertretern der Falknerei, 

2. einem Vertreter der Jägerschaft und 

3. einem Vertreter der Vogelkunde. 

(3) Für jedes Mitglied des Prüfungsaus­

schusses ist ein Stellvertreter zu bestel­

len. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter (4) Die Mitglieder des Prüfungsausschus­

"von der oberen Jagdbehörde" durch die ses und deren Stellvertreter werden von 

Wörter "vom Landesamt" ersetzt. der oberen Jagdbehörde auf die Dauer 

von fünf Jahren bestellt. Die Bestellung 

der Mitglieder und stellvertretenden Mit­

glieder nach Absatz 2 Nummer 1 erfolgt 

nach Anhörung der im Land Nordrhein­

Westfalen wirkenden Verbände der Falk­

nerei, des Mitglieds und stellvertretenden 

Mitglieds nach Absatz 2 Nummer 2 nach 

Anhörung der Landesvereinigung der .Jä­

ger, des Mitglieds und stellvertretenden 

Mitglieds nach Absatz 2 Nummer 3 nach 

Anhörung der im Land Nordrhein­

Westfalen wirkenden Verbände für Vogel­

kunde. Die im Absatz 2 Nummer 1 ge­

nannten Mitglieder des Prüfungsaus­

schusses müssen auf dem Gebiet der 

Falknerei erfahren sein und mindestens 

fünf Jahre die Falknerei ausgeübt haben. 

(5) Der Prüfungsausschuss wählt aus sei-
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ner Mitte mit Stimmenmehrheit den Vor­

sitzenden und dessen Vertreter. Die Vor­

sitzende soll dem Personen kreis nach 

Absatz 2 Nummer 1 angehören. 

(6) Der Prüfungsausschuss ist beschluss­

fähig, wenn der Vorsitzende oder sein 

Vertreter und mindestens drei weitere 

Mitglieder oder deren Vertreter anwesend 

sind. 

c) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter (7) Die obere Jagdbehörde kann die Be­

"Die obere Jagdbehörde" durch die Wör- stellung eines Mitglieds oder stellvertre-

ter "Das Landesamt" ersetzt. 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

tenden Mitglieds des Prüfungsausschus­

ses aus wichtigem Grund widerrufen. Ab­

satz 4 Satz 2 findet entsprechende An­

wendung. 

§14 

Prüfungsgebiete, Prüfungsverfahren 

(1) Die Prüfung besteht aus einem münd­

lichen und einem praktischen Teil. Der 

mündliche Teil muss dem praktischen Teil 

vorausgehen. Die Prüfung umfasst im 

mündlichen Teil folgende Sachgebiete: 

1. Kenntnis der Greifvögel, insbesondere 

ihrer Lebensverhältnisse und 

bedingungen einschließlich ihrer Gefähr­

dung und der Gefährdungsursachen; 

2. Haltung, Pflege und Abtragen von 

Beizvögeln; 

3. Ausübung der Beizjagd einschließlich 

der Haltung und Führung von Hunden für 

die Beizjagd; 

4. Rechtsgrundlagen der Falknerei, Greif­

vogelschutz einschließlich der Beschaf­

fung und des Inverkehrbringens von 

Greifvögeln. 

(2) Die Prüfung im praktischen Teil um­

fasst Fragen der Haltung von Greifvögeln 

und der Ausübung der Beizjagd (insbe­

sondere Handhabung von Falknereigerät, 
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Anfertigung von Geschüh und Anlegen 

der Lederfesselung). 

a) In Absatz 3 werden die Wörter "Die (3) Die obere Jagdbehörde setzt die Prü­

obere Jagdbehörde" durch die Wörter fungstermine im Einvernehmen mit dem 

"Das Landesamt" ersetzt. Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 

nach Bedarf fest und gibt sie mindestens 

drei Monate vorher unter der Angabe der 

Prüfungsorte in den Amtsblättern der Be­

zirksregierungen bekannt. 

(4) Die Prüfung ist grundsätzlich nicht öf­

b) Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter fentlich. Vertreter der obersten und der 

"und der oberen Jagdbehörde" durch die oberen Jagdbehörde können bei der Prü­

Wörter "Jagdbehörde und des Landesam- fung anwesend sein. Der Vorsitzende des 

tes ersetzt. Prüfungsausschusses kann in begründe-

ten Fällen Zuhörer zulassen. 

c) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter (5) Über den wesentlichen Hergang der 

"der oberen Jagdbehörde" durch die Wör- Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, 

ter "dem Landesamt" ersetzt. die von allen Mitgliedern des Prüfungs-

ausschusses zu unterzeichnen ist. Dfe 

Niederschrift ist bei der oberen Jagdbe­

hörde aufzubewahren. 

(6) Die Bewerber sollen in Gruppen von 

höchstens fünf Personen geprüft werden. 

Der mündliche Teil der Prüfung soll in der 

Regel je Bewerber nicht länger als 20 Mi­

nuten dauern. 

d) In Absatz 7 werden die Wörter "Die (7) Die obere Jagdbehörde hat die Prü­

obere Jagdbehörde" durch die Wörter fungsteilnehmer für die Dauer der Prüfung 

"Das Landesamt" ersetzt. gegen Haftpflicht und Unfall ausreichend 

zu versichern. 

7. § 15 wird wie folgt geändert: §15 

Zulassung 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "bei der (1) Ein Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

oberen Jagdbehörde" durch die Wörter ist spätestens einen Monat vor dem Ter-

"beim Landesamt" ersetzt. min bei der oberen Jagdbehörde einzurei­

chen. 

(2) Dem Antrag sind beizUfügen: 

1. ein amtliches Führungszeugnis, das 

nicht älter als sechs Monate sein darf, 
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2. ein Nachweis über die Einzahlung der 

Prüfungsgebühr und 

3. der Nachweis über die nach § 11 Ab­

satz 5 oder § 19 Absatz 2 bestandene 

Jägerprüfung. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter Die obere Jagdbehörde kann im Einzelfall 

"Die obere Jagdbehörde" durch die Wör- verlangen, dass ein amtsärztliches Ge-

ter "Das Landesamt" ersetzt. sundheitszeugnis beigebracht wird. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter "von der (3) Zu der Prüfung dürfen von der oberen 

oberen Jagdbehörde" durch die Wörter Jagdbehörde nicht zugelassen werden: 

"vom Landesamt" ersetzt. . 1. Bewerber, die bei Beginn der Prüfung 

das 15. Lebensjahr nicht vollendet haben, 

2. Bewerber, denen nach § 17 Absatz 1 

Nummer 2 des Bundesjagdgesetzes der 

Jagdschein versagt werden muss. 

(4) Die Entscheidung über den Antrag auf 

Zulassung zu der Prüfung ist dem Bewer­

ber rechtzeitig vor dem Termin für die 

mündliche Prüfung bekanntzugeben. Be­

werber, die zur Prüfung nicht zugelassen 

werden, erhalten einen schriftlichen Be­

scheid. 

§ 17 

Prüfungsergebnis 

8. In § 17 Absatz 1 werden die Wörter "die (1) Ein Bewerber kann durch die obere 

obere Jagdbehörde" durch die Wörter Jagdbehörde nach Anhörung des Prü-

"das Landesamt" ersetzt. fungsausschusses von der weiteren Teil­

nahme an der Prüfung ausgeschlossen 

werden, wenn er einen Täuschungsver­

such begeht. 

(2) Wird ein Bewerber von der weiteren 

Teilnahme an der Prüfung ausgeschlos­

sen, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn der 

Bewerber den mündlichen und den prakti­

schen Teil der Prüfung bestanden hat. 

§ 18 Nachprüfung 

§ 18 
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Nachprüfung 

9. In § 18 Absatz 1 Satz 1 werden die (1) Bewerbern, die einen der beiden Teile 

Wörter "von der oberen Jagdbehörde" der Prüfung nicht bestanden haben, ist 

durch die Wörter "vom Lande"samt" er- auf Antrag Gelegenheit zu geben, an ei-

setzt. ner von der oberen Jagdbehörde festzu­

legenden einmaligen Nachprüfung teilzu­

nehmen. Der Bewerber wird nur in dem 

Prüfungsteil geprüft, den er nicht bestan­

den hat. Die Nachprüfung kann frühes­

tensdrei Monate nach Feststellung des 

Nichtbestehens der Falknerprüfung 

durchgeführt werden. 

(2) Für das Verfahren und die Durchfüh­

rung der Nachprüfung gelten die Vor­

schriften für die Falknerprüfung sinnge­

mäß. 

§44 
Ausnahmen 

10. In § 44 Absatz 1 und 2 werden jeweils (1) Die obere Jagdbehörde kann im Ein­

die Wörter "Die obere Jagdbehörde kann" zelfall zulassen, dass 

durch die Wörter "Die untere Jagdbehörde 1. abweichend von § 39 Rotwild, Sikawild, 

kann im Einvernehmen mit der For- Damwild und Muffelwild auch außerhalb 

schungsstelle für "Jagd kunde und Wild- der in § 41 festgelegten Bewirtschaf-

schadenverhütung" ersetzt. tungsbezirke gehegt werden darf, wenn 

eine Ausbreitung des Vorkommens auf 

Grund der Örtlichkeit nicht zu erwarten ist 

und übermäßige Wildschäden sowie öko­

logische Beeinträchtigungen ausge­

schlossen werden können, 

2. abweichend von § 43 Satz 2 Rothirsche 

sowie Damhirsche der Klassen I und 11 

erlegt werden dürfen, sofern dies zur 

Vermeidung übermäßiger Wildschäden 

oder ökologischer Beeinträchtigungen 

erforderlich ist. 

10. In § 44 Absatz 1 und 2 werden die (2) Die obere Jagdbehörde kann im Ein­

Wörter "Die obere Jagdbehörde" durch zelfall anordnen, dass abweichend von § 

die Wörter "Die untere Jagdbehörde im 43 Satz 1 Sikahirsche der Klassen I, II 

Einvernehmen mit der Forschungsstelle oder 111 aus Gründen der Wildhege, ins-
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für Jagdkunde und Wildschadenverhü- besondere zur Erhaltung der Sozialstruk-

tung" ersetzt. tur, nicht erlegt werden dürfen. 

§46 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

11. In § 46 Absatz 1 werden die Wörter (1) Diese Verordnung tritt am Tag nach 

"und mit Ablauf des 31. Dezember 2015 der Verkündung in Kraft und mit Ablauf 

außer Kraft" gestrichen. des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Artikel 5 

Änderung der Verordnung zur Durch­

führung des Landschaftsgesetzes 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verord­

nung treten die 

1. Jägerprüfung vom 12. April 1995 (GV. 

NRW. S. 482, ber. 1997 S. 390), 

2. Verordnung über die Falknerprüfung 

vom 11. Juli 1978 (GV. NRW. S. 315), 

3. Verordnung über die Klasseneinteilung 

und den Abschuss von männlichem Scha­

lenwild (außer Schwarzwild) vom 6. No­

vember 1993 (GV. NRW. S. 914), 

4. Verordnung über die Beschränkung der 

Verwendung von Bleischrot bei der 

Jagdausübung vom 9. September 2002 

(GV. NRW. S. 448), 

5. Fütterungsverordnung vom 23. Januar 

1998 (GV. NRW. S. 186, ber. S. 380) 

6. Fangjagdverordnung vom 5. Juli 1995 

(GV. NRW. S. 918, ber. 1997 S. 288), 

außer Kraft. 

Verordnung zur Durchführung des 

Landschaftsgesetzes (DVO LG) 

§ 11 

Beteiligung der Träger öffentlicher Be­

lange, beteiligte Verbände und Stellen 

(1) Bei der Aufstellung der Landschafts­

pläne sind insbesondere die nachstehen-
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den Behörden und Stellen als Träger öf­

fentlicher Belange zu beteiligen, soweit 

sie in ihrem Aufgabenbereich betroffen 

sein können: 

1. die Dienstleistungsunternehmen Bahn, 

Post und Telekommunikation, 

2. die Oberfinanzdirektion, . 

3. das Wasser- und Schifffahrtsamt, 

4. die Wehrbereichsverwaltung, 

5. das Bundesvermögensamt, 

6. die Luftfahrtbehörde (Bezirksregierung 

Düsseldorf bzw. Münster), 

7. der Geologische Dienst Nordrhein­

Westfalen - Landesbetrieb -, 

8. Landesbetrieb Straßenbau (Köln bzw. 

Münster), 

In § 11 Absatz 1 Nummer 9 der Verord- 9. die obere Jagdbehörde, 

nung zur Durchführung des Landschafts- 10. die Bezirksplanungsbehörde, 

gesetzes vom 22. Oktober 1986 (GV. 11. die untere und obere Denkmalbehör­

NRW. S. 683), zuletzt geändert durch Ar- de, 

tikel VI des Gesetzes vom 19. Juni 2007 12. das Amt für Agrarordnung, 

(GV. NRW. S. 226), wird das Wort "obere" 13. das Bergamt, 

durch das Wort "untere" ersetzt. 14. die untere Forstbehörde, 

15. das Staatliche Umweltamt, 

16. das Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen, 

17. der Landschaftsverband, 

18. der Regionalverband Ruhr, 

19. die von der Landschaftsplanung be­

troffenen Gemeinden sowie die an das 

Plangebiet angrenzenden Gemeinden 

und Kreise, 

20. die Landwirtschaftskammer, 

21. die Industrie- und Handelskammer, 

22. die Handwerkskammer, 

23. die Verbände, die öffentliche Aufga­

ben wahrnehmen, wie Wasser-, Boden­

und Deichverbände, 

24. die rechtlich verselbständigten Träger 

der Naturparke und bevorzugten Erho-
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Artikel 6 

Änderung der Verordnung über den 

Nationalpark Eitel 

Die Verordnung über den Nationalpark' 

Eitel vom 17. Dezember 2003 (GV. NRW. 

S. 823), zuletzt geändert durch Artikel 11 

Nummer 11 des Gesetzes vom 26. Feb­

ruar 2008 (GV. NRW. S. 162), wird wie 

folgt geändert: 

lungsgebiete, 

25. die Versorgungsunternehmen (Elektri­

zität, Gas, Wasser, Fernwärme) und 

26. die Kirchen und Religionsgemein­

schaften des öffentlichen Rechts. 

(2) Bei der Aufstellung der Landschafts­

pläne sind ferner zu beteiligen: 

1. die nach § 12 des Landschaftsgesetzes 

anerkannten Vereine, 

2. der Beirat bei der unteren Landschafts­

behörde und 

3. der jeweilige Stadt- oder Kreissport­

bund. 

Verordnung über den Nationalpark 

Eifel (NP-Va Eitel) 

§9 

Jagd und Wildbestandsregulierung 

(1) Die Jagd ruht grundsätzlich im Natio­

nalpark. Der Schalenwildbestand kann 

gemäß dem Schutzzweck des National­

parks reguliert werden. 

1. In § 9 Absatz 2 werden die Wörter (2) Einzelheiten der Ausübung der Jagd 

"Abs. 2 Landesjagdgesetz Nordrhein- im Nationalpark werden gemäß § 20 Abs. 

Westfalen (LJG-NRW)" durch die Wörter 2 Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen 
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"Absatz 2 Landesjagdgesetz Nordrhein- (LJG-NRW) vom 7. Dezember 1994 (GV. 

Westfalen in der Fassung der Bekannt-. NRW. S. 2, ber. 1997 S. 56), geändert 

machung" und die Wörter ",geändert durch Gesetz vom 25. September 2001 

durch Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), durch die obere 

(GV. NRW. S. 708), durch die obere" Jagdbehörde im Einvernehmen mit der 

durch die Wörter "in der jeweils geltenden höheren Landschaftsbehörde durch ord-

Fassung durch die oberste" ersetzt. nungsbehördliche Verordnung geregelt. 

§ 20 
Nationalpark-Arbeitsgruppe 

(1) Die Nationalpark-Arbeitsgruppe be­

steht aus den Mitgliedern des Kommuna­

len Nationalparkausschusses (§ 19) sowie 

aus je einem Vertreter oder einer Vertre­

terin 

- der Bezirksregierung Köln als höherer 

Landschaftsbehörde, 

- der Kreise Euskirchen und Düren sowie 

der Städteregion Aachen als unteren 

Landschaftsbehörden , 

- des Landesamtes für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 

(LANUV), 

2. In § 20 Absatz 1 4. Spiegelstrich wird - der oberen Jagdbehörde, 

das Wort "oberen" durch das Wort "obers- - der höheren Forstbehörde, 
ten" ersetzt. - der Biologischen Stationen in den Krei­

sen Euskirchen, Düren und Aachen, 

- der nach den Vorschriften des Bundes­

naturschutzgesetzes anerkannten Ver­

bände BUND, NABU und LNU in der Re­

gion, 

- des Fördervereins Nationalpark Eifel 

e.v., 
- des Nationalpark-Beirates (§ 21), 

- der Lenkungsgruppe Konversion (befris-

tet bis zum Abschluss der Konversion), 

- der zuständigen Dienststelle der Bun-
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Artikel 7 

Fortführung der Verwaltungsverfahren 

Laufende Verwaltungsverfahren des Lan­

desbetriebes Wald und Holz NRW aus 

dem Aufgabenbereich , der dem Lan­

desamt für Natur, Umwelt und Verbrau­

cherschutz gemäß Artikel 2 übertragen 

desvermögensverwaltung , 

- der Nordrhein-Westfalen-Stiftung Natur­

schutz, Heimat- und Kulturpflege, 

- des Deutsch-Belgischen Naturparks Ho­

hes Venn-Eifel aus Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz und Belgien, 

- aus dem Kreis der regionalen touristi­

schen Organisationen, 

- aus dem Kreis der regionalen Sportor­

ganisationen, 

- des Eifelvereins e.V., 

- aus dem Kreis der regionalen Fischerei-

verbände, 

der Wassergewinnungs- und 

aufbereitungsgesellschaft mbH Nordeifel 

(WAG) , 

- des Bundesministeriums für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

(2) Die Nationalparkverwaltung kann mit 

Zustimmung des Ministeriums für Umwelt 

und Naturschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz des Landes Nord­

rhein-Westfalen weitere Mitglieder in die 

Arbeitsgruppe berufen. Unabhängig da­

von kann sie zu speziellen Sachfragen 

weitere sachverständige Personen hinzu­
ziehen .. 

(3) Die Leitung der Nationalpark­

Arbeitsgruppe obliegt dem Leiter! der Lei­

terin der Nationalparkverwaltung. 
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worden ist, werden vom Landesamt fort­

geführt. 

ArtikelS 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des 

Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in 

Kraft. Die Artikel 3 bis 6 treten abwei­

chend von Satz 1 zwei Tage nach der 

Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

Zu Artikeln 1 und 2 

1. Änderung der Vorschriften über die Jagdabgabe 

Unter Berücksichtigung der rechtlichen Hinweise des Oberverwaltungsgerichts Nord­

rhein-Westfalen wurden die Vorschriften des Landesjagdgesetzes, die sich mit der 

Jagdabgabe befassen, auf ihre Vereinbarkeit mit den Anforderungen des Bundesver­

fassungsgerichts an Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion geprüft. Als Ergebnis 

entfällt die historisch begründete Finanzierung der oberen Jagdbehörde aus dem Auf­

.kommen der Jagdabgabe. Außerdem werden derAufgabenkatalog der Forschungsstei­

le für Jagdkunde und Wildschadenverhütung neu gefasst und der mit der Erhebung der 

Sonderabgabe verfolgte Zweck konkretisiert. 

2. Umwandlung der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung 

Die aus verfassungsrechtlichen Gründen beendete Finanzierung der oberen Jagdbe­

hörde aus dem Aufkommen der Jagdabgabe wird zum Anlass genommen, die dreistu­

fig organisierte Jagdverwaltung in eine zweistufige Jagdverwaltung umzuwandeln und 

die Behördenstruktur zu straffen. Die Mittelinstanz entfällt künftig. Die bisherigen Auf­

gaben der oberen Jagdbehörde werden auf die oberste Jagdbehörde, die unteren 

Jagdbehörden und das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (Lan­

desamt) übertragen. Soweit dem Landesamt hoheitliche Aufgaben übertragen werden, 

erfolgt dies durch gesetzliche Regelung. Außerdem werden dem Landesamt die Auf­

gaben der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung übertragen. 

Zu Artikeln 3 bis 6 

In Zusammenhang mit den Gesetzesänderungen zur Jagdabgabe, der Umwandlung 

der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung und der Übertragung der Aufgaben 

der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung auf das Landesamt 

enthalten die Artikel 3 bis 6 die durch die gesetzlichen Änderungen veranlassten not­

wendigen Änderungen von Rechtsverordnungen. Dabei werden die Grenzen der je­

weils zitierten Ermächtigungsgrundlagen eingehalten. 

Besonderer Teil 

Begründung im Einzelnen 

Zu Artikel 1 
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Änderung des landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Zu Nummer 1 (§ 2): 

Die Ministeriumsbezeichnung wird so gefasst, dass im Falle' einer künftigen Änderung 

der Bezeichnung keine Gesetzesänderung mehr erforderlich ist. Der Begriff "Jagdwe­

sen" gewährleistet eine eindeutige Zuordnung zu den jeweiligen Geschäftsbereichen 

der Ministerien. 

Zu Nummern 2 und 3 (§ 3 Absatz 5 Satz 2 und § 8 Absatz 2 Satz 2): 

Die unteren Jagdbehörden entscheiden unverändert über die Abrundung von Jagdbe­

zirken (§ 3 Absatz 5 Satz 1) und wirken auf die freiwillige Bildung von Hegegemein­

schaften hin (§ 8 Absatz 2 Satz 1). Sind mehrere untere Jagdbehörden örtlich zustän­

dig, so bestimmt nach geltender Rechtslage die obere Jagdbehörde die zuständige 

untere Jagdbehörde. Künftig ist dies Aufgabe der obersten Jagdbehörde als fachlich 

zuständige Aufsichtsbehörde über die unteren Jagdbehörden. 

Zu Nummer 4 (§ 19): 

§ 1 gAbsatz 3 Satz 1 

Nach geltender Rechtslage entscheidet die obere Jagdbehörde in Einzelfällen über die 

zeitweise Eins~hränkung von Verboten des § 1 9 BJagdG. Künftig ist dies Aufgabe der 

unteren Jagdbehörden, die wegen der besonderen örtlichen Kenntnisse die Entschei­

dungen der oberen Jagdbehörde in der Vergangenheit ohnehin in wesentlichen Teilen 

vorbereitet haben. Der damit verbundene Personalaufwand ist kaum messbar, da die 

obere Jagdbehörde in den letzten Jahren nur ein bis zwei Entscheidungen nach § 1 9 

Absatz 3 Satz 1 getroffen hat. 

§ 1 gAbsatz 3 Satz 2 

Nach geltender Rechtslage entscheidet die obere Jagdbehörde über die staatliche An­

erkennung von Fachinstituten, die sich mit der Verwendbarkeit von Munition für jagdli­

che Zwecke befassen. In der Vergangenheit war dies schon einmal Aufgabe der obers­

ten Jagdbehörde, die nunmehr zurück übertragen wird. Die Deutsche Versuchs- und 

Prüf-Anstalt für Jagd- und Sportwaffen e.V. (DEVA) mit Sitz in Altenbeken ist das einzi­

ge auf Grundlage von § 1 gAbsatz 3 Satz 2 anerkannte Fachinstitut in NRW. Die Aner­

kennung erfolgte seinerzeit durch die oberste Jagdbehörde. 

Zu Nummer 5 (§ 20): 

§ 20 Absatz 1 Satz 2 

Für Landschaftspläne oder ordnungsbehördliche Verordnungen, die die Ausübung der 

Jagd in Naturschutzgebieten regeln, hat die zuständige Landschaftsbehörde das Ein­

vernehmen gem. § 20 Absatz 1 Satz 1 mit der Jagdbehörde herzustellen. Nach gelten-
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der Rechtslage ist es Aufgabe der oberen Jagdbehörde, die naturschutzrechtlichen 

Regelungen zu prüfen und das jagdbehördliche Einvernehmen zu erteilen. Diese Auf­

gabe wird nun auf die unteren 'Jagdbehörden übertragen. Wegen der besonderen örtli­

chen Kenntnisse haben diese in der Vergangenheit die Entscheidung der oberen 

Jagdbehörde ohnehin in wesentlichen Teilen vorbereitet. 

§ 20 Absatz 2 

Nach geltender Rechtslage ist es Aufgabe der oberen Jagdbehörde, die Ausübung der 

Jagd in Wildschutzgebieten und Nationalparken zu regeln, wobei in der Vergangenheit 

bisher nur die Regelung zur Ausübung der Jagd in Nationalparken relevant geworden 

ist. Da gem. § 43 Absatz 1 LG zu schützende Gebiete durch Rechtsverordnung der 

obersten Landschaftsbehörde zu Nationalparken erklärt werden, sollen die erforderli­

chen Vorschriften über die Ausübung der Jagd im Nationalpark künftig' von der Jagd­

behörde derselben Verwaltungsebene, also der obersten Jagdbehörde, erlassen wer­

den. 

Zu Nummer 6 (§ 22): 

§ 22 Absatz 6 

Nach geltender Rechtslage wird der Abschussplan, den der Jagdausübungsberechtigte 

gem. § 22 Absatz 1 einzureichen hat, von der unteren Jagdbehörde bestätigt bzw. 

nach Anhörung der unteren Forstbehörde im Einvernehmen mit dem Jagdbeirat festge­

setzt (§ 22 Absatz 3 und 4). Ist das Einvernehmen mit dem Jagdbeirat nicht zu erzielen, 

wird der Abschussplan durch die obere Jagdbehörde im Einvernehmen mit dem Lan­

desjagdbeirat festgesetzt, wobei dies in der Vergangenheit lediglich in Ausnahmefällen 

erfolgt ist. Künftig wird die oberste Jagdbehörde den streitigen Abschlussplan festset­

zen. Dies bietet sich an, da der Landesjagdbeirat bei der obersten Jagdbehörde gebil­

det ist und die Informationen der' unteren Jagdbehörde zum Sachverhalt damit nur 

noch von zwei und nicht mehr von drei verschiedenen Stellen bewertet werden müs­

sen. Dies führt zu zeitnahen Entscheidungen. 

§ 22 Absatz 14 

Nach geltender Rechtslage kann die obere Jagdbehörde zu wissenschaftlichen sowie 

Lehr- und Forschungszwecken für bestimmte Gebiete oder einzelne Jagdbezirke Aus­

nahmen von der Verpflichtung zur Vorlage eines Abschussplans zulassen. Diese Auf­

gabe wird künftig auf die oberste Jagdbehörde übertragen, da in der Vergangenheit nur 

in wenigen Fällen Ausnahmeregelungen zugelassen wurden, die wegen ihrer landes­

weiten Bedeutung (z.B. Pilotprojekt zur Abschaffung des behördlichen Abschussplans 

für Rehwild) ohnehin mit der obersten Jagdbehörde abgestimmt wurden. Eine messba­

re Mehrbelastung ist daher nicht mit dieser Aufgabenverlagerung verbunden. 
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Zu Nummer 7 (§ 24 Absatz 2 und 3): 

Nach geltender Rechtslage kann die obere Jagdbehörde Schonzeiten für bestimmte 

Gebiete oder einzelne Jagdbezirke aufheben (§ 24 Absatz 2) sowie in Einzelfällen Ge­

nehmigungen für den Lebendfang von nicht ganzjährig geschontem Wild während der 

Schonzeit, die Jagd auf ganzjährig geschontes Wild, das Aushorsten von Habichten für 

Beizzwecke und die Gelegeentnahme von Federwild erteilen (§ 24 Absatz 3). Diese 

Aufgaben werden künftig aufdie unteren Jagdbehörden übertragen, da diese die Ent­

scheidungen der oberen Jagdbehörde wegen der besonderen Ortskenntnisse bisher in 

wesentlichen Punkten vorbereitet haben. Hierzu haben die unteren Jagdbehörden den 

Sachverhalt umfangreich ermittelt, Stellungnahmen verschiedener fachlich betroffener , 

Stellen eingeholt und eigene Stellungnahmen zu den Anträgen abgegeben. Der künfti­

ge Mehraufwand der unteren Jagdbehörden wird sich daher nur auf die Bescheiderstel­

lung erstrecken. Die Aufgabenübertragung stellt damit nur eine unwesentliche Belas­

tung dar, die die Anwendung des Konnexitätsprinzipsnicht erfordert. Dies wird auch 

dadurch deutlich, dass der mit der Erfüllung der Aufgaben nach § 24 Absatz 2 und 3 

verbundene Arbeitsaufwand der oberen Jagdbehörde bisher von einer Arbeitskraft des 

mittleren Dienstes erledigt wurde., Künftig verteilt auf 53 untere Jagdbehörde ergibt sich 

eine kaum nachweisbare Mehrbelastung. 

Zu Nummer 8 (§ 29 Absatz 3 Satz 3): 

Nach geltender Rechtslage erfolgt die Anerkennung von Schweißhundstationen durch 

die obere Jagdbehörde unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der Landesverei­

nigung der Jäger. Diese Aufgabe wird wegen der größeren Ortsnähe künftig auf die 

unteren Jagdbehörden übertragen. Ein messbarer Personalmehraufwand ist damit 

nicht verbunden, da es nicht ständig neue Schweißhundstationen gibt. 

Zu Nummer 9(§ 31 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1): 

Nach geltender Rechtslage erteilt die obere Jagdbehörde die Genehmigungen für das 

Aussetzen fremder Tierarten und von Schalenwild in der freien Wildbahn (§ 31 Absatz 

2 Satz 1) und für das Aussetzen weiterer Tierarten in der freien Wildbahn zum Zwecke 

der Einbürgerung in Jagdbezirken (§ 31 Absatz 3 Satz 1). Diese Aufgabe wird wegen 

der größeren Ortsnähe künftig auf die unteren Jagdbehörden übertragen. Ein messba­

rer Personalaufwand ist damit nicht verbunden, da diese Genehmigungen nur in selte­

nen Einzelfällen beantragt werden. Um zu gewährleisten, dass die unteren Jagdbehör­

den auch überörtliche Belange bei ihrer Entscheidungsfindung berücksichtigen, müs­

sen sie das Einvernehmen der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenverhü­

tung einholen. 

Zu Nummer 10 (§ 46): 
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Die Vorschrift zur Struktur der Jagdverwaltung in Nordrhein-Westfalen wird neu ge­

fasst. Aus der dreistufig aufgebauten Jagdverwaltung wird künftig eine zweistufige Ver­

waltung. Untere Jagdbehörden sind wie bisher der Kreis oder die kreisfreie Stadt als 

Kreisordnungsbehörde, die die Aufgaben auf dem Gebiet des Jagdrechts gern. § 3 Ab­

satz 1 OBG als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahrnehmen. Die oberste 

Jagdbehörde führt die Sonderaufsicht über die unteren Jagdbehörden und ist zugleich 

oberste Sonderaufsichtsbehörde. Die Mittelinstanz entfällt mit Inkrafttreten des Artikels 

1. 

Zu Nummer 11 (§ 47): 

Die Jagdgenossenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts unterliegt gern. § 47 

Absatz 1 der Aufsicht des Staates. Diese Aufsicht wird wie bisher vom Landrat als un­

tere staatliche Verwaltungsbehörde bzw. der kreisfreien Stadt, vertreten durch den 

Bürgermeister, wahrgenommen. Das Ministerium bleibt oberste Aufsichtsbehörde. Mit 

Inkrafttreten des Artikels 1 entfällt die mittlere Aufsichtsinstanz. 

Zu Nummer 12 (§ 50): 

Die Jagdausübungsberechtigten sind auf Verlangen der Jagdbehörde verpflichtet, die 

ökologischen und jagdlichen Verhältnisse in ihren Jagdbezirken zu ermitteln und Anga­

ben hierüber zur wissenschaftlichen Verwertung zur Verfügung zu stellen. Nach gel­

tender Rechtslage obliegt das Auskunftverlangen der oberen Jagdbehörde. Diese Auf­

gabe wird künftig auf die oberste Jagdbehörde übertragen, da die wissenschaftliche 

Verwertung in der Regel Landesinteressen berührt. Der Landesjagdbeirat ist wie bisher 

vorher anzuhören. 

Zu Nummer 13 (§ 51 Absatz 1 und 2): 

§ 51 Absatz 1 

Mit der Umwandlung der dreistufigen in eine zweistufige Jagdverwaltung und dem 

Wegfall der Mittelinstanz entfällt die Notwendigkeit eines Beirats bei der oberen Jagd­

behörde, dessen Aufgaben ohnehin von dem bei der obersten Jagdbehörde gebildeten 

Landesjagdbeirat wahrgenommen wurden. 

§ 51 Absatz 2 

Bisher konnte ein Beamter der oberen Jagdbehörde mit der Vertretung des Vorsitzes 

im Landesjagdbeirat beauftragt werden. Diese Vorschrift wird entbehrlich mit der Ein­

führung der zweistufigen Jagdverwaltung. 

Zu Nummer 14 (§ 53): 

§ 53 Absatz 1 
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Nach geltender Rechtslage wird im Geschäftsbereich des Ministeriums die "For­

schungssteIle für Jagdkunde und Wildschadenverhütung" geführt, die der Fachaufsicht 

der Ministeriums untersteht. Nach einer aufgabenkritischen Überprüfung unter Berück-

'sichtigung der verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Erhebung und Verwen­

dung einer Sonderabgabe wird die Forschungsstelle weitergeführt. 

Mit Inkrafttreten des Artikelgesetzes wird das Ministerium die Aufgaben der For­

schungsstelle, die derzeit noch vom Landesbetrieb Wald und Holz NRW wahrgenom­

men werden, dem Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (Landesamt) 

gem. § 2 Absatz 2 LANUV-Errichtungsgesetz zuweisen. Bei den Aufgaben der For­

schungsstelle handelt es sich um Umweltaufgaben im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 

LANUV-Errichtungsgesetz. Aufgaben im Bereich des Jagdwesens gehören zu dem 

nicht abschließend definierten Katalog der Umweltaufgaben, die vom Landesamt wahr­

genommen werden können. Das Personal folgt den Aufgaben. Da die Aufsicht des Mi­

nisteriums über das Landesamt in § 6 LANUV-Errichtungsgesetz ausdrücklich geregelt 

ist, ist eine eigenständige Aufsichtsregelung im Landesjagdgesetz entbehrlich und ent­

fällt künftig. 

§ 53 Absatz 2 

Der bisherige Aufgabenkatalog der Forschungsstelle wurde überarbeitet und enthält 

nur noch Aufgaben, die sich der Finanzierungsverantwortung der nordrhein­

westfälischen Jagdabgabepflichtigen eindeutig zuordnen lassen. Der erforderliche re­

gionale Aufgabenbezug wird ausdrücklich herausgestellt. Gestrichen wird die derzeitige 

Regelung in § 53 Absatz 4, die das Ministerium ermächtigt, der Forschungsstelle weite­

re Aufgaben zuzuweisen, die aus der Jagdabgabe finanziert werden. Gegen diese Re­

gelung bestehen verfassungsrechtliche Bedenken, da die Ermächtigung zur Aufgaben­

zuweisung weit gefasst und nicht nur auf Aufgaben begrenzt ist, die in der Finanzie­

rungsverantwortung der Gruppe der Jagdabgabepflichtigen liegen. 

Zu Nummer 15 (§ 57): 

§ 57 Absatz 1 

Es bleibt bei der bisherigen Regelung. Die Jagdbehörden erheben Gebühren für ihre 

Amtshandlungen auf Grundlage der gebührenrechtlichen Vorschriften des Landes 

Nordrhein-Westfalen. Die einzelnen Gebührentatbestände sind in TarifsteIle 8 (Teil 111) 

der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung aufgeführt. 

§ 57 Absatz 2 

Absatz 2 beinhaltet die grundlegende Regelung zur Erhebung der Jagdabgabe als 

Sonderabgabe, die mit der Gebühr für den Jahresjagdschein, den Tagesjagdschein 

und den Falknerjagdschein erhoben wird. Im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen 
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Anforderungen an die Erhebung und Verwendung einer Sonderabgabe wird der Abga- . 

benzweck konkretisiert und in Verbindung mit dem in Absatz 3 enthaltenen abschlie­

ßenden Katalog von Verwendungsbeispielen auf die Tatbestände begrenzt, für die eine 

Finanzierungsverantwortung der Jagdabgabepflichtigen besteht. Dabei wird davon 

ausgegangen, dass alle Jagd- und Falknerjagdscheininhaber in Nordrhein-Westfalen 

eine homogene Gruppe bilden, die eine spezifische Sachnähe zu dem Finanzierungs­

zweck "Förderung und Weiterentwicklung des Jagdwesens in Nordrhein-Westfalen" 

aufweist. Durch den in den Abgabenzweck neu aufgenommenen Begriff "Weiterent­

wicklung" wird klargestellt, dass das Aufkommen aus der Jagdabgabe künftig nicht nur 

für Fördermaßnahmen im Sinne einer Bewahrung des Jagdwesens verwendet werden 

kann, sondern auch innovative Projekte gefördert werden können, die eine Weiterent­

wicklung des Jagdwesens im Sinne einer ökologischen und nachhaltigen Jagdnutzung 

bewirken. Außerdem wird der notwendige regionale Bezug zu Nordrhein-Westfalen 

hergestellt, um eine gruppennützige Verwendung des Aufkommens aus der Jagdabga­

be zu gewährleisten. 

§ 57 Absatz 3 

Absatz 3 enthält einen abschließenden Katalog von Verwendungsbeispielen für das 

Aufkommen aus der Jagdabgabe: 

Nach Nummer 1 sind dies die Kosten der Forschungsstelle für die in § 53 Absatz 2 

aufgeführten gruppennützigen Aufgaben. Damit wird klargestellt, dass Aufgaben, die 

der Forschungsstelle aus allgemeinem Landesinteresse zugewiesen werden und für 

die keine spezifische Finanzierungsverantwortung der nord rhein-westfälischen Jagd­

abgabepflichtigen besteht, aus Landesmitteln finanziert werden müssen. 

Die Nummern 2 bis 4 benennen die grundsätzlichen Maßnahmenbereiche, für die das 

Aufkommen aus der Jagdabgabe zweckgebunden im Rahmen der aktuell überarbeite­

ten "Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus den Mitteln der Jagdabga­

be" eingesetzt werden kann. Dabei ist zu beachten, dass bei der Verwendung der 

Jagdabgabe für jede Einzeimaßnahme immer das Erfordernis der Finanzierungsver­

antwortung und Gruppennützigkeit zu beachten ist: 

Bezogen auf die unter Nummer 2 aufgeführten Maßnahmen der jagdlichen Aus- und 

Fortbildung und das jagdliche Schießwesen bedeutet dies, dass die zu fördernden Pro­

jekte grundsätzlich allen nord rhein-westfälischen Jagdabgabepflichtigen zugute kom­

men müssen und nicht nur den Mitgliedern der Vereinigung, die als Projektträger auf­

tritt. 

Bezogen auf die unter Nummer 3 aufgeführten "Maßnahmen der Erforschung, Erhal­

tung und Verbesserung der Lebens- und Umweltbedingungen des Wildes" bedeutet 

dies, dass aus der Jagdabgabe nur spezielle Maßnahmen gefördert werden dürfen, die 
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der konkreten Erhaltung von Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen, und der Verbes­

serung ihrer Lebens- und Umweltbedingungen in Nordrhein-Westfalen dienen. 

Bezogen auf die unter Nummer 4 aufgeführten "Maßnahmen zur Verbesserung der 

Kenntnisse über das Jagdwesen und der Kenntnisse über das Wild und seine Lebens­

räume unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen ein­

schließlich Lehrmuseen" bedeutet dies, dass die Jagdabgabe in erster Linie für zeitlich 

begrenzte Projekte mit klarer Aufgabenbeschreibung verwendet werden darf. 

In Absatz 3 Nummer 5 wird geregelt, dass der mit der Verwendung der Jagdabgabe für 

Maßnahmen nach Nummern 2 bis 4 verbundene Verwaltungsaufwand aus dem Auf­

kommen aus der Jagdabgabe finanziert werden kann. Diese Kostenerstattung ist mit 

den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine Sonderabgabe mit Finanzierungs­

funktion vereinbar. Die Gewährung von Zuwendungen aus den Mitteln der Jagdabgabe 

für Maßnahmen nach Nummern 2 bis 4 kommt der Gruppe der Jagdabgabepflichtigen 

direkt zugute. Es besteht auch eine Finanzierungsverantwortung der Jagdabgabepflich­

tigen für die Kosten des unmittelbar mit der Verwendung der Jagdabgabe verbundenen 

Verwaltungsaufwands. Dem steht nicht entgegen, dass die Förderung aus Mitteln der 

Jagdabgabe auf Grundlage von § 44 LHO hoheitlich durchgeführt wird. Der Verwal­

tungsaufwand wäre auch dann zu erstatten, wenn die Mittel aus der Jagdabgabe auf 

Grundlage zivilrechtlicher Vereinbarungen vergeben würden. Der mit der Verwendung 

der Jagdabgabe für Maßnahmen nach Nummern 2 bis 4 verbundene Verwaltungsauf­

wand wird von einer Arbeitskraft des gehobenen Dienstes beim Landesamt erledigt. 

Mit der Neuregelung des § 57 entfällt die historisch bedingte Finanzierung der oberen 

Jagdbehörde aus der Jagdabgabe. Unter Berücksichtigung der rechtlichen Hinweise 

des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen erhält der Landesbetrieb Wald und 

Holz NRW bereits seitBeginn des Haushaltsjahres 2013 keine Verwaltungskostenpau­

schale mehr aus der Jagdabgabe für die Wahrnehmung der Aufgaben der oberen 

Jagdbehörde. 

§ 57 Absatz 4 

Absatz 4 enthält unverändert die Ermächtigung des Ministeriums, die Höhe der Jagd­

abgabe im Einvernehmen mit dem Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen durch 

Rechtsverordnung bis zur Höhe der doppelten Gebühr für einen Jahresjagdschein für 

jedes Jahr der Geltungsdauer festzusetzen. 

Zu Artikel 2 

Übertragung hoheitlicher Aufgaben auf das Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz 
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Nach geltender Rechtslage führt die obere Jagdbehörde die Falknerprüfung durch und 

verwaltet die Verwendung der Jagdabgabe auf Grundlage von § 44 LHO. Da es sich 

bei der Falknerprüfung um eine landesweite Prüfung handelt, bietet es sich im Rahmen 

der Umwandlung in eine zweistufige Jagdverwaltung an, die Durchführung der Falk­

nerprüfung künftig beim Landesamt als einer ebenfalls landesweit tätigen Behörde an­

zusiedeln. Da das Landesamt landesweit verschiedene Fördermaßnahmen koordiniert 

und durchführt, bietet es sich außerdem an, die Verwaltung der Verwendung der Jagd­

abgabe auf Grundlage der "Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus den 

Mitteln der Jagdabgabe" vom Landesbetrieb Wald und Holz NRW auf das Landesamt 

zu übertragen. 

Bei beiden Aufgabenbereichen handelt es sich um hoheitliche Aufgaben, die zugleich 

Umweltaufgaben im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 LANUV-Errichtungsgesetz sind. 

Aufgaben im Bereich des Jagdwesens gehören zu dem nicht abschließend definierten 

Katalog der Umweltaufgaben, die dem Landesamt gem. § 3 Absatz 2 LANUV­

Errichtungsgesetz übertragen werden können. 

Die Übertragung erfolgt durch gesetzliche Regelung in Artikel 2 im Rahmen einer Än­

derung des LANUV-Errichtungsgesetzes. Zwar ermächtigt § 3 Absatz 2 LANUV­

Errichtungsgesetz das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz, dem Landesamt nach Anhörung des zuständigen Ausschusses 

des Landtags durch Rechtsverordnung hoheitliche Aufgaben zu übertragen, die im Zu­

sammenhang mit der Wahrnehmung von Fachaufgaben nach § 2 LANUV­

Errichtungsgesetz stehen. Durch diese Verordnungsermächtigung hat sich der Gesetz­

geber seiner Regelungskompetenz jedoch nicht endgültig begeben, er bleibt weiterhin 

regelungsbefugt für diese Materie. Da es notwendig ist, mit Umwandlung der dreistufi­

gen in eine zweistufige Jagdverwaltung zeitgleich alle Aufgaben der oberen Jagdbe­

hörde auf andere Stellen zu übertrage~, handelt es sich bei der Übertragung hoheitli­

cher Aufgaben auf das Landesamt um eine Folgeänderung, dieaufgrund ihres engen 

Sachzusammenhangs zusammen mit den Hauptänderungen im Artikelgesetz und nicht 

in einem selbständigen Rechtsetzungsverfahren vollzogen werden sollte. 

Die Übertragung der hoheitlichen Aufgaben Falknerprüfung und Verwendung der Jagd­

abgabe auf das Landesamt wird durch Ergänzung des § 3 LANUV-Errichtungsgesetzes 

vorgenommen. Das Personal folgt den übertragenen Aufgaben. 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die Jagdzeiten und die Jagdabgabe 
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Zu Nummer 1 (§ 2 Absatz 3 und § 3): 

Diese Änderungen beinhalten die no~endigen Folgeänderungen, die durch Übertra­

gung der Aufgabe "Aufhebung der Schonzeiten" auf die unteren Jagdbehörden gem. § 
24 Absatz 2 LJG-NRW veranlasst sind. Die Benennung der zuständigen Behörde wird 

angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 4): 

Durch § 4 wird die Höhe der Jagdabgabe festgesetzt. Diese Regelung wird im Rahmen 

der Änderungsverordnung aus formalen Gründen mit ihrem bisherigen Inhalt bestätigt. 

Die Festsetzung der Jadgabgabe beruht auf der Ermächtigungsgrundlage in § 57 Ab­

satz 4 LJG-NRW, die mit Inkrafttreten des Artikels 1 neu verkündet wird. Dies macht es 

erforderlich, in Zusammenhang mit der Gesetzesänderung auch die ausführende Ver­

ordnungsregelung im Rahmen der Änderungsverordnung neu zu verkünden, damit für 

die Erhebung der Jagdabgabe in bisheriger Höhe weiterhin eine ausreichende Rechts­

grundlage zur Verfügung steht. Eine Rechtsverordnung muss auf eine zum Zeitpunkt 

ihres Erlasses gültige Rechtsgrundlage gestützt werden. Wird eine Ermächtigungs­

grunolage geändert, ist zu prüfen, ob die ausführende Rechtsverordnung noch von der 

neu gefassten Ermächtigungsregelung abgedeckt ist. Um Zweifel an der Übereinstim­

mung von neuer Ermächtigungsgrundlage und verordnungsrechtlicher Ausführungsre­

gelung auszuschließen, ist die Ausführungsregelung entweder zu ändern oder zu bes­

tätigen. Dabei ist es verfassungsrechtlich vertretbar, wenn der Gesetzgeber in einem 

Änderungsgesetz eine Rechtsverordnung auf Grund einer Ermächtigungsgrundlage 

ändert oder bestätigt, die er erst durch das Änderungsgesetz geändert oder geschaffen 

hat. 

Zu Nummer 3 (§ 5): 

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der Landesregierung vom 20. Dezember 2011 

wird die geltende Befristungsregelung (Außerkrafttreten zum 31. Dezember 2015) ge­

strichen. Die Verordnung über die Jagdzeiten und die Jagdabgabe ist eine der drei 

Stammvorschriften des Jagdrechts in Nordrhein-Westfalen. Sie war zum 1. Januar 

2012 in Kraft und ist dauerhaft erforderlich, da das Land im Bereich des Jagdwesens 

gem. Artikel 74 Absatz 1 Nr. 28 GG die Befugnis zur konkurrierenden Gesetzgebung 

und gem. Artikel 72 Absatz 3 Nr: 1 GG die Befugnis zur Abweichungsgesetzgebung hat 

und davon weiterhin Gebrauch machen wird. 

Artikel 4 

Änderung der Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung 

Die Änderung der Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung beinhaltet die notwen­

digen, durch die gesetzlichen Regelungen der Artikel 1 und 2 veranlassten verord-
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nungsrechtlichen Änderungen. Dazu gehören die mit der Umwandlung der dreistufigen 

in eine zweistufige Jagdverwaltung verbundenen Zuständigkeitsänderungen in den 

Aufgabenbereichen Jäger- und Falknerprüfung und damit in Zusammenhang stehende 

Vereinfachungen im Verfahrensablauf sowie Zuständigkeitsänderungen im Aufgaben­

bereich Bewirtschaftungsbezirke. 

Zu Nummer 1 (§3): 

Die Jägerprüfung ist wie bisher bei den unteren Jagdbehörden abzulegen. Nach gel­

tender Rechtslage legt die obere Jagdbehörde den Termin für den schriftlichen Teil der 

Prüfung landeseinheitlich nach Tag und Uhrzeit fest. Zur Verfahrensvereinfachung 

werden künftig Tag und Uhrzeit der landeseinheitlichen schriftlichen Prüfung in der 

Durchführungsverordnung festgelegt. Wie bisher setzen die unteren Jagdbehörden auf 

dieser Grundlage die Prüfungstermine für die Schießprüfung und den mündlich­

praktischen Teil der Prüfung fest und machen alle Termine· drei Monate vorher unter 

Angabe des Ortes der Prüfung im amtlichen Verkündungsorgan bekannt. 

Künftig wird die schriftliche Prüfung immer am einem Montag der letzten vollständigen 

Kalenderwoche im April eines jeden Jahres um 15.00 Uhr stattfinden. Um eine Kollision 

der Prüfungstermine mit den Osterfeiertagen und dem Feiertag am 1. Mai zu vermei­

den, enthält die Verordnung eine Ausnahmeregelung für die Jahre, in denen der Mon­

tag der letzten vollständigen Kalenderwoche im April ein Feiertag ist (Dies sind die Jah­

re 2014, 2019, 2025 und 2030.). In diesen Jahren findet die schriftliche Prüfung nicht 

am Montag, sondern am Mittwoch der letzten vollständigen Kalenderwoche im April um 

15.00 Uhr statt . 

Zu Nummer 2 (§ 5): 

Nach geltender Rechtslage bereitet die obere Jagdbehörde die schriftliche Prüfung vor. 

Da die schriftliche Prüfung landeseinheitlich durchgeführt wird, erstellt künftig die 

oberste Jagdbehörde den Fragebogen mit einer Musterlösung und übersendet ihn an 

die unteren Jagdbehörden. 

Zu Nummer 3 (§ 6): 

Nach geltender Rechtslage besteht eine Ausnahmeregelung für die· Schießprüfung. 

Danach kann die obere Jagdbehörde nach Anhörung der Landesvereinigung der Jäger 

zulassen, dass das Flintenschießen nicht durch bewegliche Ziele (Wurftauben-Skeet 

oder Wurftauben-Trap oder Kipphase), sondern durch elektronisch simulierte bewegli­

che Ziele durchgeführt wird. Diese Ausnahmeregelung wird künftig gestrichen. Die Prü­

fungsschießstände sind insbesondere vor dem Hintergrund der durchgeführten (und 

aus der Jagdabgabe finanzierten) Überprüfung der Zukunftsfähigkeit der Schießstände 
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in Nordrhein-Westfalen ausreichend gerüstet, so dass es keiner Ausnahmeregelung 

mehr bedarf. 

Zu Nummern 4 bis 9 (§§ 12 bis 15, 17 und 18): 

Nach geltender Rechtslage führt die obere Jagdbehörde die landesweite Falknerprü­

fung durch. Durch Artikel· 2 wird diese Aufgabe künftig auf das Landesamt für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz (Landesamt) übertragen. Die Änderungen der §§ 12 

bis 15, 17 und 18 der Durchführungsverordnung beinhalten die notwendigen Zustän­

digkeitsänderungen. 

Zu Nummer 10 (§ 44): 

Nach geltender Rechtslage erteilt die obere Jagdbehörde Ausnahmeregelungen für die 

Bewirtschaftungsbezirke (u.a. Hegeerlaubnis oder Abschuss von Hirschen in Freigebie­

ten). Wegen der größeren Ortsnähe wird diese Aufgabe künftig auf die unteren Jagd­

behörden übertragen, die die Entscheidung der oberen Jagdbehörde in der Vergan­

genhzeit ohnehin umfangreich vorbereitet haben. Im Hinblick auf die Bedeutung des 

Schalenwildes und um zu gewährleisten, dass die unteren Jagdbehörden auch überört­

liche Belange bei ihrer Entscheidungsfindung berücksichtigen, müssen die unteren 

Jagdbehörden das Einvernehmen mit der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wild­

schadenverhütung herstellen. 

Zu Nummer 11 (§ 60): 

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der Landesregierung vom 20. Dezember 2011 

wird die geltende Befristungsregelung (Außerkrafttreten zum 31. Dezember 2015) ge­

strichen. Die Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung ist eine der drei Stammvor­

schriften des Jagdrechts in Nordrhein-Westfalen. Sie war zum 1. Januar 2012 in Kraft 

und ist dauerhaft erforderlich, da das Land im Bereich des Jagdwesens gem. Artikel 74 

Absatz 1 Nr. 28 GG die Befugnis zur konkurrierenden Gesetzgebung und gem. Artikel 

72 Absatz 3 Nr. 1 GG die Befugnis zur Abweichungsgesetzgebung hat und davon wei­

terhin Gebrauch machen wird. 

Zu ArtikelS 

Änderung der Verordnung zur Durchführung des Landschaftsgesetzes 

§ 11 der Verordnung zur Durchführung des Landschaftsgesetzes benennt die Träger 

öffentlicher Belange, die bei der Aufstellung von Landschaftsplänen zu beteiligen sind. 

Nach geltender Rechtslage ist dies die obere Jagdbehörde. Entsprechend der Ände­

rung in § 20 Absatz 1 Satz 2 LJG-NRW übernimmt diese Aufgabe künftig die untere 

Jagdbehörde wegen der größeren Ortsnähe. Dem steht nicht entgegen, dass der Kreis 
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, Träger der Landschaftsplanung ist. Dieser hat bei der Aufstellung von Landschaftsplä­

nen auch die beim Kreis angesiedelten Sonderordnungsbehörden zu beteiligen. 

Zu Artikel 6 

Änderung der Verordnung über den Nationalpark Eifel 

Die Änderung der Verordnung über den Nationalpark Eifel beinhaltet die notwendigen, 

durch die gesetzlichen Regelungen des Artikels 1 veranlassten verordnungsrechtlichen 

Änderungen. 

Dazu gehört die redaktionelle Änderung in § 9 Absatz 2. Da entsprechend der Ände­

rung in § 20 Absatz 2 LJG-NRW die erforderlichen Vorschriften über die Ausübung der 

Jagd im Nationalpark künftig von der obersten Jagdbehörde erlassen werden, wird die 

deklaratorische Regelung des 9 Absatz 2 an die geänderte Zuständigkeit angepasst. 

Außerdem wird § 20 der Verordnung über den Nationalpark Eifel geändert, der die Zu­

sammensetzung der Nationalpark-Arbeitsgruppe regelt. Nach geltender Rechtslage ist 

die obere Jagdbehörde mit einem Mitglied vertreten. Diese Aufgabe übernimmt wegen 

der landesweiten Bedeutung künftig ein Vertreter oder eine Vertreterin der obersten 

Jagdbehörde. 

Zu Artikel 7 

Fortführung der Verwaltungsverfahren 

Durch die Regelung wird klargestellt, dass es keine Übergangsregelung für laufende 

Verwaltungsverfahren gibt. Mit Inkrafttreten des Artikels 2 übernimmt das Landesamt 

für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz sämtliche anhängigen Verwaltungsverfahren 

des Landesbetriebes Wald und Holz NRW im Bereich der Falknerprüfung und der För­

derung des Jagdwesens. 

Zu ArtikelS 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Ausnahme der Artikel 3 bis 6 am Tag nach der Verkündung in 

Kraft. Aus Gründen verfassungsrechtlicher Rechtssicherheit treten die verordnungs­

rechtlichen Regelungen der Artikel 3 bis 6 zeitlich erst nach dem Inkrafttreten der ge­

setzlichen Regelungen in Kraft. Eine Befristung des Artikelgesetzes ist nicht erforder­

lich, da die darin enthaltenen Regelungen dauerhaft erforderlich sind. 
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Ministerium tür Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ministenum für KlimaschulZ, Umwelt, Landwirtschaft. Natur. und VerbraucherschulZ NRW ·40190 DOsseldor! 

«Anschrift» 
z <3. Mai 2013 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesjagdgesetzes 
und zurÄnderung jagdlicher Vorschriften < 

(Kleine NovelleLandesjagdgesetz, Stand; 22.05.2013) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend übersende ich den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Landesjagdgesetzes und zur Änderung jagdlicher Vorschriften 
(Kleine Novelle Landesjagdgesetz, Stand: 22.05.2013) mit Synopse 
und Begründung und gebe Ihnen hiermit Gelegenheit zur Stellungnah­
me bis zum 

14. Juni 2013. 

Ich mache darauf aufmerksam, dass die Kleine Novelle Landesjagdge­
setz keine inhaltlichen Änderungen des nord rhein-westfälischen Jagd­
rechts 'beinhaltet, sondern sich auf die notwendige Überarbeitung der 
Vorschriften zur Erhebung der Jagdabgabe sowie die damit in Zusam­
menhang stehende organisatorische Neuausrichtung der Jagdverwal­
tung und der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenhütung 
beschränkt. 

Inhaltliche Änderungen des Landesjagdgesetzes sollen der Gesetzes­
novelle zum Ökologischen Jagdgesetz vorbehalten bleiben, die für 
2014 erarbeitet wird. Die Beratungen dazu werden in Kürze fortgeführt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag jJ 

~lJ0~~J J/l ' 
Walter Schmitz I 

Aktenzeichen 

111-61111-7 - 92.12.00.01 

bei Antwort bitte angeben 

Herr Schmitz/Frau Frommholz 

Telefon: 0211 4566-363/353 

Telefax: 0211 4566-947 

walter.schmitz@mkulnv.nrw.de 

Dienstgebäude und 
Lieferanschrift: 
Schwannstr. 3 
40476 Düsseldorf 
Telefon 0211 4566-0 
Telefax 0211 4566-388 
Infoservice 0211 4566-666 
poststelle@mkulnv.nrw.de 
www.umwelt.nrw.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
Rheinbahn Linien U78 und U79 
Haltestelle Kennedydamm oder 
Buslinie 721 (Flughafen) und 722 
(Messe) Haltestelle Frankenplatz 





Anschrift 
1 Landesjagdverband NRW eV. 

Gabelsberger Str. 2 
44141 Dortmund 

2 Ökologischer Jagdverein NRW eV. 
Im Kettelbach 69 
58135 Hagen 

3 Rheinischer Verband der Eigenjagdbesitzer 
und Jagdgenossenschaften e. V. 
Rochusstraße 18 
53123 Bonn 

4 Verband der Jagdgenossenschaften 
und Eigenjagden in Westfalen-Lippe e. V. 
Schorlemerstraße 15 
48143 Münster 

5 Rheinischer Landwirtschaftsverband e. V. 
Rochusstraße 18 
53123 Bonn 

6 Westfälisch-Lippischer Landwirtschaftsverband eV. 
Schorlemerstraße 15 
48143 Münster 

7 Waldbauernverband NRW e. V. 
Kappeier Straße 227 
40599 Düsseldorf 

8 Waldbesitzerverband der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und öffentlich-
rechtlichen Körperschaften in NRW e. V. 
August-Bebel-Straße 6 
53175 Bonn 

9 Landkreistag NRW 
Kavalleriestraße 8 
40213 Düsseldorf 

10 Städtetag NRW 
Lindenallee 13-17 
50968 Köln 

11 Landesbüro der Naturschutzverbände NRW 
Ripshorster Straße 306 
46117 Oberhausen 

12 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Landesverband NRW e. V. 
Ripshorster Straße 306 
46117 Oberhausen 

13 Deutscher Falkenorden 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Horbacher Straße 361 a 
52072 Aachen 

14 Ministerium für Inneres und Kommunales 
40190 Düsseldorf 

nachrichtlich 
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15 Landesbetri~b Wald und Holz NRW 
Albrecht-Thaer-Str. 34 
48147 Münster 

nachrichtlich 
16 Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
Leibnizstr. 10 
45610 Recklinghausen 

nachrichtlich 
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